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Prozessgeschichte und erstinstanzliches Urteil

Die Eidgendssische Finanzmarktaufsicht FINMA (nachfolgend: FINMA) erstat-
tete am 23. Dezember 2021 beim Eidgenéssischen Finanzdepartement (nachfol-
gend: EFD) Strafanzeige gegen die Verantwortlichen der ehemaligen B. AG in
Liquidation sowie allfallige weitere involvierte Personen wegen Widerhandlung
gegen Art. 46 Abs. 1 lit. ai.V.m. Art. 1 Abs. 2 BankG (EFD pag. 010 0001 ff.).

Am 17. Marz 2022 eroffnete das EFD ein Verwaltungsstrafverfahren unter ande-
rem gegen A. (nachfolgend: Beschuldigte) wegen des Verdachts der unbefugten
Entgegennahme von Publikumseinlagen gemass Art. 46 Abs. 1 lit. a BankG (EFD
pag. 040 0001 ff.).

Mit Strafbescheid des EFD vom 1. September 2023 wurde die Beschuldigte der
unbefugten Entgegennahme von Publikumseinlagen gemass Art. 46 Abs. 1 lit. a
BankG, begangen vom 21. Juni 2011 bis zum 12. Dezember 2017, schuldig ge-
sprochen und zu einer bedingten Geldstrafe von 144 Tagessatzen a Fr. 10.00,
einer Verbindungsbusse von Fr. 360.00 sowie zur Bezahlung der Verfahrenskos-
ten von insgesamt Fr. 2°180.00 verurteilt (EFD pag. 090 0001 ff.).

Am 9. Oktober 2023 erhob die Beschuldigte Einsprache gegen den Strafbescheid
vom 1. September 2023 und beantragte in der Hauptsache, diesen aufzuheben
und das entsprechende Verfahren gegen sie einzustellen (EFD pag. 090
0032 ff.).

Mit Strafverfigung des EFD vom 2. September 2024 wurde die Beschuldigte der
unbefugten Entgegennahme von Publikumseinlagen gemass Art. 46 Abs. 1 lit. a
BankG, begangen vom 21. Juni 2011 bis zum 12. Dezember 2017, schuldig ge-
sprochen. Sie wurde zu einer bedingten Geldstrafe von 120 Tagessatzen a Fr.
10.00, einer Verbindungsbusse von Fr. 300.00 und zur Bezahlung der Verfah-
renskosten von total Fr. 2’850.00, verurteilt (EFD pag. 100 0001 ff.).

Mit fristgerechter Eingabe vom 10. September 2024 verlangte die Beschuldigte
die gerichtliche Beurteilung (EFD pag. 100 0037). Daraufhin Ubermittelte das
EFD am 20. September 2024 die Verfahrensakten der Bundesanwaltschaft und
verwies fur die Anklage auf die Strafverfligung vom 2. September 2024 (SK pag.
4.100.003 ff.). Im Anschluss daran uberwies die Bundesanwaltschaft am 2. Ok-
tober 2024 dem Bundesstrafgericht das Begehren um gerichtliche Beurteilung
der Beschuldigten zusammen mit dem soeben erwahnten Begleitschreiben und
den Akten des EFD (SK pag. 4.100.001 f.).
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Die erstinstanzliche Hauptverhandlung fand am 26. Februar 2025 in Anwesenheit
des Vertreters des EFD sowie der von ihrem Verteidiger begleiteten Beschuldig-
ten statt (SK pag. 4.720.001 ff.). Die Bundesanwaltschaft verzichtete auf eine
Teilnahme (SK pag. 4.320.003). Mit Urteil vom 29. August 2025 wurde die Be-
schuldigte der unbefugten Entgegennahme von Publikumseinlagen im Sinne von
Art. 46 Abs. 1 lit. a BankG schuldig gesprochen und mit einer auf zwei Jahre
aufgeschobenen Geldstrafe von 120 Tagessatzen a Fr. 30.00 bestraft. Daneben
auferlegte die Strafkammer der Beschuldigten Verfahrenskosten in der Hoéhe von
Fr. 6'850.00 und entschadigte den amtlichen Verteidiger der Beschuldigten.
Gleichzeitig wurde festgehalten, dass der Beschuldigten keine Entschadigung
oder Genugtuung ausgerichtet wird (SK pag. 4.930.001 ff.). Das schriftlich be-
grindete Urteil wurde am 11. September 2025 von samtlichen Parteien entge-
gengenommen (SK pag. 4.930.039 ff.).

Verfahren vor der Berufungskammer des Bundesstrafgerichts

Mit Schreiben vom 25. September 2025 erklarte die Beschuldigte Berufung an
die Berufungskammer des Bundesstrafgerichts (nachfolgend: Berufungskam-
mer) und stellte folgende Antrage (CAR pag. 1.100.048 ff.):

« Ziff. 1.-2. des Urteils vom 29. August 2025 seien aufzuheben und der Ent-
scheid sei diesbeziiglich wie folgt zu fassen:
«1. Die Beschuldigte sei von Schuld und Strafe freizusprechen.»

» Ziff. 3. des Urteils vom 29. August 2025 sei aufzuheben und der Entscheid sei
diesbeziiglich wie folgt zu fassen:
«2. Die Verfahrenskosten von CHF 6°800.- (Verfahrenskosten der Verwaltung
CHF 4°850.-, zuziiglich Verfahrenskosten des Gerichts CHF 2°000.-) seien der
Eidgenossenschaft aufzuerlegen, eventualiter seien sie wegen der wirtschaft-
lichen Verhéltnisse von A. definitiv auf die Staatskasse zu nehmen.»

» Ziff. 4 Abs. 2 des Urteils vom 29. August 2025 sei ersatzlos aufzuheben.

« Ziff. 5 des Urteils vom 29. August 2025 sei aufzuheben und der Entscheid sei
diesbeziiglich wie folgt zu fassen:
«Es sei A. eine Genugtuung in der Héhe von CHF 3°000.- zu bezahlen.»

Ferner beantragt A., dass

(1) die Kosten des Berufungsverfahrens der Eidgenossenschaft aufzuerlegen
seien, eventualiter wegen der wirtschaftlichen Verhéltnisse von A. definitiv auf
die Staatskasse zu nehmen seien;

(2) eine Parteientschédigung fiir das Berufungsverfahren auszurichten sei, even-
tualiter RA Marco Del Fabro fiir die amtliche Verteidigung zu entschédigen
sei.»
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Gleichzeitig stellte die Beschuldigte den Beweisantrag, dass R. an der Beru-
fungsverhandlung als Zeuge einzuvernehmen sei. Sie begrundete dies im We-
sentlichen damit, dass er bezeugen kénne, dass RA Q. der Beschuldigten besta-
tigt habe, dass das streitgegenstandliche Verhalten bankenrechtlich zulassig sei
(CAR pag. 1.100.050 ff.).

Sowohl das EFD als auch die Bundesanwaltschaft verzichteten nach Ubermitt-
lung der Berufungserklarung der Beschuldigten entweder ausdrticklich oder still-
schweigend auf die Beantragung eines Nichteintretens oder die Erklarung der
Anschlussberufung (CAR pag. 1.400.001 ff.).

Mit Verfigung vom 7. Januar 2026 wies die Vorsitzende den Beweisantrag der
Beschuldigten (vgl. Ziff. B.1) ab. Gleichzeitig setzte sie RA Del Fabro fiir das Be-
rufungsverfahren als amtlichen Verteidiger der Beschuldigten ein
(CAR pag. 4.200.001 ff.). Am 20. Januar 2026 erging die Vorladung (CAR pag.
4.301.001 ff.). Mit Eingabe vom 30. Marz 2026 reichte die Beschuldigte eine als
«Erklarung an Eides statt» betitelte Eingabe von R., datierend vom 15. Marz 2026
(nachfolgend: «Eidesstattliche Erklarung»), zu den Akten und verlangte erneut
dessen Einvernahme als Zeuge anlasslich der Berufungsverhandlung (CAR pag.
4.200.012 ff.). Mit Eingabe vom 5. Mai 2026 Ubermittelte der Verteidiger die
soeben erwahnte «Eidesstattliche Erklarung» von R., datierend vom 15. Marz
2026, wobei die Unterschrift von R. auf der Eidesstattlichen Erklarung am 14. Ap-
ril 2026 von CC., X., notariell beglaubigt worden war (CAR pag. 4.200.024 ff.).

Am 21. Mai 2026 fand vor der Berufungskammer und in Anwesenheit der Be-
schuldigten, ihrem amtlichen Verteidiger sowie einem Vertreter des EFD die Be-
rufungsverhandlung statt (CAR pag. 5.100.001 ff.). Dabei wurde die Beschuldigte
zur Sache und zur Person befragt (CAR pag. 5.300.001 ff.). Anlasslich der Beru-
fungsverhandlung stellte das EFD die folgenden Antrage (CAR pag. 5.100.008):

1. A. sei schuldig zu sprechen der unbefugten Entgegennahme von Publikums-
einlagen geméss Art. 46 Abs. 1 lit. a BankG, begangen vom 21. Juni 2011
bis zum 12. Dezember 2017.

2. A. sei zu verurteilen

a) zu einer Geldstrafe von 120 Tagessétzen a CHF 30, bedingt erlassen auf
eine Probezeit von 2 Jahren;

b) zur Bezahlung der Verfahrenskosten, inkl. der Kosten des Strafverfahrens
des EFD (inkl. Kosten Anklagevertretung) und der Gerichtsgeblihr fiir das
Verfahren vor der Strafkammer in der H6he von insgesamt CHF 6’850, zu-
zdglich der von der Berufungskammer festzusetzenden Gerichtsgebdihr fiir
das Berufungsverfahren.
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3. A. sei keine Entschéadigung auszurichten.

Die Beschuldigte liess anlasslich der Berufungsverhandlung die folgenden An-
trage stellen (CAR pag. 5.100.008 f.):

1. Ziff. 1. und 2. des Urteils des Bundestrafgerichts vom 29. August 2025 und
Ziff. 2. und 5. der Strafverfiigung des Eidgendssischen Finanzdepartements
EFD, Generalsekretariat GD-EFD, vom 1. September 2024 seien aufzuhe-
ben und A. sei von Schuld und Strafe freizusprechen.

2. Ziff 3. des Urteils des Bundestrafgerichts vom 29. August 2025 sei aufzuhe-
ben und die Kosten seien der Eidgenossenschaft aufzuerlegen.

3. Ziff. 4. des Urteils des Bundestrafgerichts vom 29. August 2025 und Ziff. 3.
der Strafverfiigung des Eidgenéssischen Finanzdepartements EFD, Gene-
ralsekretariat GD-EFD, vom 2. September 2024 (betreffend Parteientschadi-
gung) sei aufzuheben und es sei A. eine Parteientschédigung in der Héhe
von CHF 26°361.95 (inkl. MWST) anstelle der Kosten der amtlichen Vertei-
digung zuzusprechen.

4. Ziff. 4. des Urteils des Bundestrafgerichts vom 29. August 2025 und die ent-
sprechende Strafverfiigung des Eidgendssischen Finanzdepartements EFD,
Generalsekretariat GD-EFD, vom 1. September 2024 (betreffend Genugtu-
ung) sei aufzuheben und es sei A. eine Genugtuung in der H6he von CHF
3°000.—zu bezahlen.

5. Die Verfahrenskosten, bestehend aus den Kosten fiir das Berufungsverfah-
ren und die Bezahlung der Parteientschadigung fiir den Rechtsvertreter von
A., eventualiter die Kosten fiir die amtliche Verteidigung, seien der Eidge-
nossenschaft aufzuerlegen.

Nach Abschluss des Beweisverfahrens und der Berufungsverhandlung vom 21.
Mai 2026 erwies sich das Verfahren als spruchreif und das Gericht ging ab die-
sem Zeitpunkt in die Phase der Urteilsberatung uber (CAR pag. 5.100.017). Bei
dieser Ausgangslage sind nach diesem Zeitpunkt eingegangene Dokumente
nicht mehr zu berucksichtigen.

Mit Beschluss vom 21. Mai 2026 beschlagnahmte die Berufungskammer den
Mercedes [...], Stammnummer 1, Kennzeichen Nr. 2, zugelassen auf die Be-
schuldigte (CAR pag. 8.101.001 ff.). Gegen die Beschlagnahme ist am Bundes-
gericht unter der Verfahrensnummer 7B_858/2026 eine Beschwerde hangig.



Die Berufungskammer erwagt:

2.1

2.2

Formelle Erwagungen

Eintreten / Fristen

Die Berufungserklarung der Beschuldigten erfolgte fristgerecht (Art. 399
Abs. 1-3 StPO). Die Bundesgerichtsbarkeit ist vorliegend gestutzt auf Art. 50 FIN-
MAG i.V.m. Art. 23 Abs. 2 StPO gegeben (vgl. Urteil SK.2024.54 E. 1.1). Da die
Beschuldigte mit Urteil SK.2024.54 der unbefugten Entgegennahme von Publi-
kumseinlagen im Sinne von Art. 46 Abs. 1 lit. a BankG flr schuldig erklart und
daflr bestraft wurde, ist sie durch das vorinstanzliche Urteil beschwert, an des-
sen Aufhebung bzw. Anderung interessiert und damit zur Berufung legitimiert
(Art. 382 Abs. 1 StPO). Das EFD als beteiligte Verwaltung hat gemass Art. 74
Abs. 1 VStrR i.V.m. Art. 50 Abs. 1 FINMAG i.V.m. Art. 104 Abs. 2 StPO volle
Parteirechte. Die Berufungskammer ist in der Besetzung mit drei Richterperso-
nen fur die Beurteilung der vorliegenden Berufung 6Ortlich und sachlich zustandig
(Art. 21 Abs. 1 lit. a StPO, Art. 33 lit. ¢, Art. 38a und Art. 28b StBOG). Die Ubrigen
Eintretensvoraussetzungen geben zu keinen Bemerkungen Anlass. Verfah-
renshindernisse liegen keine vor. Es ist auf die Berufungen einzutreten.

Verfahrensgegenstand und Kognition / Reformatio in peius

Das Berufungsgericht hat das erstinstanzliche Urteil im Rahmen der angefochte-
nen Punkte umfassend zu Uberprifen (Art. 398 Abs. 1 und Art. 404 Abs. 1 StPO).
Das Urteil SK.2024.54 vom 29. August 2025 wurde von der Beschuldigten mit
Ausnahme der Héhe der Entschadigung der amtlichen Verteidigung angefochten
und ist entsprechend zu Uberprifen. Es ist deshalb vorab festzustellen, dass das
vorinstanzliche Urteil SK.2024.54 vom 29. August 2025 folgendermassen in
Rechtskraft erwachsen ist:

[..]

4. Rechtsanwalt Marco Del Fabro wird fur die amtliche Verteidigung von A. durch die
Eidgenossenschaft mit Fr. 26’361.95 (inkl. MWST) entschadigt.

[..]

Die Rechtsmittelinstanz verfligt im Berufungsverfahren Uber volle Kognition
(Art. 398 Abs. 3 StPO). Gemass Art. 391 Abs. 2 StPO darf die Rechtsmit-
telinstanz Entscheide nicht zum Nachteil der beschuldigten Person abandern,
wenn das Rechtsmittel nur zu deren Gunsten ergriffen wurde. Da nur die
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Beschuldigte die Berufung erklart hat, kann das erstinstanzliche Urteil nur zu ih-
ren Gunsten abgeandert werden.

Beweiserganzungen und Beweisantrage

Von Amtes wegen wurden bezlglich der Beschuldigten die letzte definitive Steu-
erveranlagung und die letzte Steuererklarung aus dem Jahr 2024 (CAR pag.
4.401.013 ff.), ein aktueller Betreibungsregisterauszug (CAR pag. 4.401.009 f.),
ein aktueller Strafregisterauszug (CAR pag. 4.401.007) sowie ein aktueller Aus-
zug aus dem deutschen Zentralregister (CAR pag. 4.401.029 f.) eingeholt. Zu-
dem edierte die Berufungskammer beim Strassenverkehrsamt XX. den Fahr-
zeugausweis des Porsche [...], zugelassen auf die Beschuldigte, und den Fahr-
zeugausweis des Mercedes [...], zugelassen auf die Beschuldigte (CAR pag.
3.202.001 ff.).

Mit Schreiben vom 30. Marz 2026 (CAR pag. 4.200.012 ff.) erklarte der amtliche
Verteidiger der Beschuldigten, er habe von R. eine «Eidesstattliche Erklarung»
hauptsachlich zur Frage, ob RA Q. der Beschuldigten die bankenrechtliche Un-
bedenklichkeit des streitgegenstandlichen Sachverhaltes bestatigt habe, ange-
fordert (CAR pag. 4.200.013, N. 2 f.). Daraufhin habe R. eine Erklarung abgege-
ben und in Aussicht gestellt, die vorliegende Erklarung in den nachsten Tagen
noch in der Form einer Eidesstattlichen Erklarung abzugeben (a.a.O., N. 4). Die-
ser Ankiindigung folgend reichte RA Del Fabro am 3. Mai 2026 erneut die «Ei-
desstattliche Erklarung» zu den Akten, wobei auf diesem Dokument die Unter-
schrift von R. von CC., X., am 14. April 2026 notariell beglaubigt wurde (CAR
pag.4.200.024 ff.). Das entsprechende Dokument wurde anlasslich der Beru-
fungsverhandlung vom 21. Mai 2026 als Urkunde zu den Akten genommen (CAR
pag. 5.100.007).

Anlasslich der Berufungsverhandlung vom 21. Mai 2026 reichten die Beschul-
digte und ihr Verteidiger der Berufungskammer diverse Unterlagen uber die per-
sonlichen Verhaltnisse der Beschuldigten sowie eine Honorarnote des Verteidi-
gers zu den Akten (CAR pag. 5.200.050 ff.). Uberdies reichte die Beschuldigte
anlasslich der Berufungsverhandlung das ausgefullte Formular «Persénliche und
Finanzielle Situation» der Berufungskammer ein (CAR pag. 5.200.064 ff.). Diese
Dokumente wurden anlasslich der Berufungsverhandlung durch die Berufungs-
kammer zu den Akten genommen (CAR pag. 5.100.007).

Zur Geltendmachung eines Sachverhaltsirrtums stellte die Beschuldigte anlass-
lich der Berufungsverhandlung vom 21. Mai 2026 erneut den Beweisantrag, dass
R. als Zeugen einzuvernehmen sei. Das Gericht wies den Beweisantrag der Be-
schuldigten gleichentags ab (CAR pag. 5.100.007). Zur Begriindung wird auf die



Ausflihrungen zum Sachverhaltsirrtum verwiesen, wo auch auf den Beweisan-
trag der Beschuldigten einzugehen ist (vgl. E. 111.2).

Tatsachliches
Uberblick iiber die Beteiligten

Die B. AG in Liquidation (nachfolgend: B.) wurde am 8. November 2010 im Han-
delsregister eingetragen. Sie hatte ihren Sitz seit Anfang September 2013 in Y.
Gemass Handelsregistereintrag bezweckte die Gesellschaft die Durchfihrung
von Managementtatigkeiten aller Art. Nachdem uber die B. am 12. Dezember
2017 der Konkurs er6ffnet und das Konkursverfahren am 15. Januar 2018 man-
gels Aktiven eingestellt worden war, wurde die Gesellschaft am 19. April 2018
aus dem Handelsregister geléscht (EFD pag. 010 159). Die Beschuldigte war seit
Grindung dieser Gesellschaft einziges Mitglied des Verwaltungsrates der B. im
Handelsregister eingetragen. Sie verflgte Uber Einzelzeichnungsberechtigung.
Die B. hatte keine Bewilligung der FINMA.

Die D. AG in Liquidation (nachfolgend: D.) mit Sitz in Z. wurde am 3. Mai 2011
im Handelsregister eingetragen. Gemass Handelsregistereintrag bezweckte sie
«Grindung und Erwerb von und Beteiligung an Gesellschaften». Nachdem Uber
die D. am 30. April 2019 der Konkurs er6ffnet und das Konkursverfahren am
5. Juli 2019 mangels Aktiven eingestellt worden war, wurde sie am 6. November
2019 aus dem Handelsregister geldscht. Die Beschuldigte war als Mitglied des
Verwaltungsrates der D. im Handelsregister eingetragen. Ab dem 6. Oktober
2017 war sie einziges Mitglied des Verwaltungsrates und verflgte tber Einzel-
zeichnungsberechtigung. Bis zu diesem Zeitpunkt war auch C. (welcher in einem
separaten Verfahren durch das EFD mit Strafbescheid vom 1. September 2023
rechtskraftig der unbefugten Entgegennahme von Publikumseinlagen gemass
Art. 46 Abs. 1 lit. a BankG, begangen vom 21. Juni 2011 bis zum 6. Oktober 2017
zu einer Geldstrafe sowie einer Verbindungsbusse verurteilt wurde [EFD pag.
091 0027 ff.]) als Verwaltungsrat der D. eingetragen; ferner war bis zum 20. Juli
2015 DD. Verwaltungsrat der Gesellschaft (EFD pag. 010 157 f.). Auch die D.
verfugte Uber keine Bewilligung der FINMA.

Ferner war die Beschuldigte Verwaltungsratin der E. AG (nachfolgend: E.) und
EE. AG. Letztere Gesellschaft wird mangels Involvierung in die streitgegenstand-
lichen Vorwurfe nicht weiter behandelt.
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Vorbemerkung: Verwertbarkeit der Beweismittel
Weder die Verteidigung noch das EFD aussern sich zur Verwertbarkeit einzelner
Beweismittel (CAR pag. 5.100.001 ff.). Beztiglich der Verwertbarkeit von Beweis-

mitteln ist von Amtes wegen Folgendes zu beachten:

Verfahren vor der FINMA

Nach einer Anzeige per Mail an die FINMA am 26. November 2018 (EFD pag.

030 8) sendete die FINMA am 6. Dezember 2018 den Gesellschaften der G.

Gruppe (E., D., B. und EE. AG; nachfolgend: G. Gruppe oder G. Gesellschaften)

jeweils den «Fragebogen zur Abklarung einer allfalligen Unterstellung unter das

Banken-, Versicherungsaufsichts-, Borsen-, Finanzmarktinfrastruktur-, Kollektiv-

anlagen- oder Geldwaschereigesetz» zu (EFD pag. 030 325 ff.). In diesem Fra-

gebogen verlangte die FINMA die Einreichung folgender Unterlagen:

*  Aktueller Handelsregisterauszug

+ Statuten

»  Kopie des Organigramms der Gruppe

« Samtliche allféllige Werbeunterlagen und Standardvertréage (insbesondere
auch allfallige Vermobgensverwaltungsvertrage)

+ Die Jahresrechnungen der beiden letzten abgeschlossenen Geschéaftsjahre
mit Revisorenberichten

+  Kopie der allfélligen Anschlussbestatigung der SRO

* Kopie der Zusammenarbeitsvertrage mit Versicherungsunternehmen

+ Kopie allfalliger Vereinbarungen zum Vertrieb von Anlagefonds, Beteiligun-
gen an Investmentgesellschaften und/oder strukturierten Produkten

+ Kopie eines vollstdndigen Kundendossiers (inklusive abgeschlossene Ver-
trage sowie Abrechnungen Uber allfallige fir den Kunden getatigte Anlagen),
wobei der Kundenname abgedeckt werden kdnne.

Dabei wies die FINMA diese Gesellschaften darauf hin, dass die Austibung einer
regulierten Tatigkeit ohne Bewilligung strafbar sei. Weiter wies die FINMA die
Adressaten des Fragebogens darauf hin, dass sie zur wahrheitsgeméassen Be-
antwortung der Fragen verpflichtet seien (EFD pag. 030 28 f.). Gleichzeitig holte
die FINMA die Handelsregisterakten Uber die betreffenden Gesellschaften ein
(EFD pag. 030 27; ferner 030 30 ff.).

Am 31. Januar 2019 reichte die Beschuldigte die den G. Gesellschaften von der
FINMA zugesandten Fragebdgen und eine Stellungnahme an diese ein
(EFD pag. 010 13 ff.) und legte einen Handelsregisterauszug der jeweiligen [...]
Gesellschaft, die Statuten der jeweiligen G. Gesellschaften, der Jahresrechnung
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der jeweiligen [...] Gesellschaft und einen Vertrag zwischen der D. und der F. AG
bei.

In der Folge edierte die FINMA am 11. April 2019 bei der P. Bank die Kontoun-
terlagen betreffend die B. und E. (EFD pag. 030 355 f.). Am 18. April 2019 kam
die P. Bank dieser Editionsanfrage nach (EFD pag. 030 357 ff.).

Am 18. Juli 2019 wurde die Beschuldigte unter Bezugnahme auf den ersten Fra-
gebogen von der FINMA aufgefordert, weitere Unterlagen einzureichen. Wiede-
rum wurde die Beschuldigte darauf hingewiesen, dass sie zur wahrheitsgetreuen
Auskunftserteilung und zur Herausgabe von Unterlagen gesetzlich verpflichtet
sei (EFD pag. 030 340 f.). Namentlich wurden die folgenden Dokumente verlangt:

» Liste sdmtlicher Kapitaleinleger

» Angaben uber Rickzahlung der Gelder

* Vertrage mit samtlichen Kapitaleinlegern

* Angaben zur (mdglichen) in Aussichtstellung der Ricknahme von Kapitalein-
lagen

* Angaben zu weiteren Kapitalgebern der G. Gesellschaften

+ Liste von Geldgebern, die durch die F. AG vermittelt wurden

* Angaben Uber samtliche Tatigkeiten der G. Gruppe

Dieser Aufforderung kam die Beschuldigte am 2. September 2019 nach, be-
schrieb die Kapitalstruktur der G. Gruppe (EFD pag. 010 160 ff.) und reichte eine
Liste ein, in der sie die 27 Investoren der D. grin markierte (EFD pag. 010 167).
Zudem gab sie einen Beispielvertrag flir eine Kapitaleinlage zwischen der B., D.
und J. und einen Beispielvertrag fur ein Darlehen zwischen der B., der D. und FF.
zu den Akten (EFD pag. 010 168 ff.).

Mit Schreiben vom 26. April 2022, nach Eingang der Strafanzeige beim EFD (vgl.
Ziff. A.1), edierte das EFD gestltzt auf die Erkenntnisse der FINMA diverse Un-
terlagen beim Strafgericht ZZ. (EFD pag. 030 0658 f.).

Verwertbarkeit der von der Beschuldigten bei der FINMA eingereichten Fragebo-
gen und Stellungnahmen

In seinem Urteil 7B_45/2022 vom 21. Juli 2025 kommt das Bundesgericht zum
Schluss, dass die von der FINMA zugesandten und bei dieser eingereichten Fra-
gebdgen aufgrund des nemo tenetur Grundsatzes gemass Art. 113 Abs. 1 StPO
und Art. 6 EMRK nur verwertbar seien, wenn die beteiligte Person darauf hinge-
wiesen worden sei, dass sie die Mitwirkung verweigern kdnne. Ansonsten kdme
es zu einer Umgehung des nemo tenetur Grundsatzes mittels
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verwaltungsrechtlichen Zwangs gemass Art. 29 FINMAG, da die FINMA gegen-
Uber den Strafbehdrden zur Amtshilfe (Art. 38 FINMAG) verpflichtet sei (a.a.0.,
E. 2.4).

Da die Beschuldigte im vorliegenden Fall im Rahmen des FINMA-Verfahrens
nicht auf ihr Aussage- und Mitwirkungsverweigerungsrecht hingewiesen wurde,
koénnen die durch sie bei der FINMA eingereichten Fragebdgen und Stellungnah-
men (vgl. E. 11.B.2) aufgrund der obigen hdchstrichterlichen Rechtsprechung
nicht verwertet werden.

Verwertbarkeit der von der Beschuldigten bei der FINMA eingereichten Doku-
mente

Folge dessen stellt sich die Frage, wie mit den Dokumenten zu verfahren ist,
welche die Beschuldigte auf Aufforderung der FINMA hin, zusammen mit den
Fragebdgen und Stellungnahmen ohne einen Hinweis auf ihr Mitwirkungsverwei-
gerungsrecht eingereicht hatte (vgl. E. 11.B.2). Wie noch zu zeigen sein wird, sind
lediglich die von der Beschuldigten fir die G. Gesellschaften eingereichte Liste
mit Aktionaren, der Vertrag der D. mit der F. AG und die Beispielvertrage zwi-
schen der B., D. und den Investoren fur das vorliegende Verfahren (vgl. E. 11.C)
relevant. Bei den Ubrigen bei der FINMA eingereichten Dokumenten kann die
Verwertbarkeit offenbleiben.

Im Urteil des EGMR Case of de Legé v. The Netherlands, Application No.
58342/15 vom 4. Oktober 2022, §§ 69 ff. erwagt der EGMR, dass die blosse
Verpflichtung, Dokumente, die unabhangig vom Willen des Beschuldigten exis-
tierten, einer Behorde vorlegen zu mussen, grundsatzlich keine Verletzung des
nemo tenetur Grundsatzes darstellt. Dies wird dadurch begriindet, dass die Do-
kumente (z.B. Kontoauszlige, Buchhaltungsunterlagen) nicht durch Zwang er-
stellt worden seien, sondern bereits vorher existierten. Der Zwang beziehe sich
in dieser Konstellation nur auf die Herausgabe, nicht aber auf die Erzeugung des
Beweismittels. Damit sei die Verpflichtung, die genannten vorexistierenden Do-
kumente herauszugeben, vergleichbar mit einer Hausdurchsuchung. Der Staat
durfe den Beschuldigten aber nicht dazu zwingen, die Dokumente so zu interpre-
tieren oder zu erklaren, dass er sich dadurch selbst belasten wirde. Obwohl die
Vorlage von Urkunden meist zulassig ist, zieht der EGMR eine Grenze, wenn der
Zwang zur Herausgabe die Natur des Verfahrens aushdhlen wirde. Eine Verlet-
zung von Art. 6 EMRK liege auch vor, wenn der Behdérde die Existenz der Doku-
mente gar nicht bekannt sei (eine sogenannte «Fishing Expedition») oder ein
Beschuldigter gezwungen werde, aktiv Beweise zu «schaffen», indem er sie erst
zusammenstellen oder auf eine Weise aufbereiten musse, die ein Gestandnis
implizieren wirden.
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Vorexitstierende Dokumente

Sowohl die von der Beschuldigten bei der FINMA eingereichten Aktionarsliste als
auch die zuvor erwahnten Beispielvertrage (vgl. E. I1.B.2 zur Umschreibung der
rechtserheblichen Dokumente) existierten bereits vor dem Verfahren der FINMA.

Vorliegen einer fishing expedition

Es ist offenkundig und somit auch der FINMA bekannt, dass die G. Gesellschaf-
ten verpflichtet sind, ein Aktienbuch (Art. 686 OR) bzw. ein Verzeichnis Uber die
wirtschaftlich berechtigten Personen zu fihren (Art. 6971 OR). Entsprechend ist
es nicht zu beanstanden, wenn die FINMA Aktionarslisten von den G. Gesell-
schaften (vgl. E. 11.B.2.1 und 11.B.2.5) herausverlangte. Da der FINMA bekannt
war, dass die G. Gesellschaften Listen Uber ihre Aktionare fihren mussten,
konnte sie auch von deren Existenz ausgehen und diese ohne Verletzung des
nemo tenetur Grundsatzes unter Androhung von verwaltungsrechtlichem Zwang
herausverlangen.

Weiter kann der FINMA vorexistierende Kenntnis bezlglich der eingereichten
Beispielvertrage (vgl. E. I1.B.2.6) attestiert werden. Denn aufgrund der Anzeige
vom 26. November 2018 (EFD pag. 030 8) war klar, dass die B. bzw. D. mit
Dritten solche Vertrage abgeschlossen hatte. Entsprechend ist es unter dem Ge-
sichtspunkt der fishing expedition nicht zu beanstanden, wenn die FINMA von
den G. Gesellschaften die Einreichung von Standardvertragen verlangt.

Bezuglich des erwahnten Vertrages mit der F. AG, welchen die Beschuldigte bei
der FINMA einreichte (vgl. E. 11.B.2.3) kann offenbleiben, ob es sich um eine
fishing expedition seitens der FINMA handelte oder nicht. Derselbe Vertrag zwi-
schen der D. und der F. AG, welchen die Beschuldigte fir die G. Gesellschaften
bei der FINMA eingereicht hatte, findet sich ebenfalls in den Akten des Strafge-
richts ZZ. SG.2021.6 (EFD pag. 030 1089 ff.; zur Verwertbarkeit dieser Akten vgl.
unten E. B.5), weshalb der Inhalt dieses Vertrages selbst bei Vorliegen einer un-
zulassigen fishing expedition durch die FINMA ins Verfahren anderweitig Ein-
gang genommen hatte.

Die von der Beschuldigten bei der FINMA eingereichten Unterlagen betreffend
die G. Gesellschaften (vgl. E. I1.B.2) bleiben somit verwertbar.

Verwertbarkeit der Akten des Strafgerichts ZZ. im Fall SG.2021.6




5.1

5.2

5.3

1.1

-13 -

Am 26. April 2022 edierte das EFD beim Strafgericht ZZ. bestimmte Akten des
Verfahrens SG.2021.6, unter anderem gegen die Beschuldigte wegen Betrugs,
ungetreuer Geschéaftsbesorgung und Konkursdelikten (EFD pag. 030 0658 ff.).
Es stellt sich die Frage, ob diese edierten Akten unter dem Gesichtspunkt von
Art. 141 Abs. 4 StPO verwertbar sind.

Ermdglichte ein Beweis, der nicht verwertet werden darf, die Erhebung eines wei-
teren Beweises, so ist dieser nur dann verwertbar, wenn er auch ohne die vor-
hergehende Beweiserhebung madglich gewesen ware (Art. 141 Abs. 4 StPO).
Eine Fernwirkung gemass Art. 141 Abs. 4 StPO ist dann zu verneinen, wenn der
Folgebeweis im Sinne eines hypothetischen Ermittlungsverlaufs zumindest mit
einer grossen Wahrscheinlichkeit auch ohne den illegalen ersten Beweis erlangt
worden ware. Entscheidend sind die konkreten Umstande des Einzelfalls (BGE
138 IV 169 E. 3.3.3).

Im vorliegenden Fall ergab sich ein Hinweis auf das Strafverfahren im Kanton ZZ.
aus einer Editionsverfigung der Staatsanwaltschaft ZZ. vom 29. August 2018,
welche sich in den Akten der P. Bank befindet (EFD pag. 030 361 ff.). Es ist
davon auszugehen, dass die FINMA oder das EFD auch ohne die nicht verwert-
baren Fragebdgen die Bankunterlagen der G. Gruppe (vgl. E. I1.B.2.4) bei der P.
ediert hatte, da diese Bank in den Akten des Handelsregisteramtes ZZ. vermerkt
ist (EFD pag. 030 135). Im Zuge dessen ware die FINMA oder das EFD zweifels-
ohne auf das erwahnte Strafverfahren im Kanton ZZ. gestossen und diese hatten
die entsprechenden Akten ediert, zumal sich das erwahnte ZZ. Strafverfahren
auch aus einem Ublicherweise durch die Strafbehdérde einzuholenden Behérden-
auszug aus dem Strafregister betreffend die Beschuldigte ergeben hatte (vgl.
EFD pag. 050 0049). In diesem Sinne waren die Akten des erwahnten Verfahrens
am Strafgericht ZZ. auch im Rahmen eines hypothetischen Ermittlungsverlaufs
ediert worden und diese bleiben somit verwertbar.

Sachverhalt

Anklagesachverhalt

Investitionsvertrage

In der Strafverfigung vom 2. September 2024, welche gemass Art. 73 Abs. 2
VStrR als Anklage gilt, fihrt das EFD aus, dass die B. und die D. bzw. die ver-
antwortliche Beschuldigte vom 21. Juni 2011 bis zum 12. Dezember 2017 unbe-
fugterweise Publikumseinlagen entgegengenommen hatten. Dabei hatten diese
Gesellschaften mit mehr als zwanzig Investoren sogenannte «Beteiligungsver-
trdge» abgeschlossen, wobei die Beschuldigte als damalige Verwaltungsratin der
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genannten Gesellschaften die Beteiligungsvertrage mitunterzeichnet habe. Auf
Grundlage der mit der D. und den «Investoren» abgeschlossenen «Beteiligungs-
vertrage» habe die B. von Anlegern als Kaufpreiszahlungen flr Aktien der D.
finanzielle Mittel entgegengenommen. Mit den entsprechenden Vertragen sei die
B. die Verpflichtung eingegangen, die verkauften Aktien ab einem bestimmten
Zeitpunkt auf Wunsch des jeweiligen «Investors» zu einem Preis von mindestens
112 % der Summe des bezahlten Kaufpreises und der vom «Investor» an die D.
geleisteten «Einlage» im Sinne des «Beteiligungsvertrages» zurtuckzukaufen.
Damit sei die B. unter aufschiebender Bedingung zur Rickzahlungsschuldnerin
des von dem jeweiligen «Investor» erhaltenen Kaufpreises geworden. Bei der
entsprechenden Bedingung handle es sich nicht um eine Potestativbedingung
zugunsten der B. Vielmehr liege es in den Handen des jeweiligen Investors zu
entscheiden, ob die Ruckkaufsverpflichtung greifen solle. Insofern seien die von
der B. vereinnahmten Kaufpreiszahlungen aus Sicht dieser Gesellschaft Fremd-
kapital. Aufgrund des ausdrticklichen und unwiderruflichen Versprechens der B.,
die Aktien unter bestimmten, nicht von ihrem Willen abhangigen Bedingungen
von den Erwerbern wieder zurlickzukaufen, l1agen wirtschaftlich betrachtet be-
dingte Ruckzahlungsversprechen vor (und keine blossen sekundaren Leistungs-
pflichten im Sinne einer kaufvertraglichen Ruckabwicklungsklausel fur den Fall
einer erfolgreichen Wandlungserklarung nach Art. 208 Abs. 2 OR, gestutzt auf
einen Mangel). Als Zweck der «Beteiligungsvertrage» stehe der bedingte Ruick-
kauf der Aktien zu einem hoheren Preis im Vordergrund. Der Erwerb der Aktien
und die damit verknUpfte Eigentumsubertragung seien demgegenuber von gerin-
gerer Bedeutung, da den «Investoren» ein die Summe des bezahlten Kaufprei-
ses und der an die D. geleisteten «Einlagen» uUbersteigender Betrag (112 % der
Summe des bezahlten Kaufpreises und der an die D. geleisteten «Einlagen») in
Aussicht gestellt worden sei. Aus Sicht der Investoren hatten hinsichtlich der
Wertentwicklung keine finanziellen Risiken bestanden, da sie auf die vertraglich
vereinbarte (wenn auch bedingte) Verpflichtung zum Rickkauf der Aktien gegen
das in den «Beteiligungsvertragen» vorgesehene Entgelt hatten vertrauen kon-
nen. Im Ergebnis kamen die «Beteiligungsvertrage» einem Zinsversprechen
gleich, da fir den Fall der Riickzahlung die Auszahlung eines Mehrbetrags der
Investition (im Beispielvertrag von 12 %) vereinbart worden sei. Das Risiko der
Investoren erschdpfe sich in einem allfalligen Konkurs der B., was das wesentli-
che Merkmal von Fremdkapital sei. Wirtschaftlich betrachtet handle es sich bei
den Vereinbarungen nicht um Aktienkaufvertrage, sondern um verschleierte Dar-
lehenskonstruktionen (EFD pag. 100 0016 Ziff. 78 ff.).

Tatigkeit der F. AG
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Das EFD wirft der Beschuldigten bzw. der B. und D. u.a. vor, dass die D. die F.
AG zur Suche nach Investoren eingesetzt habe. Hierzu habe die D. die zwischen
der E. und der F. AG abgeschlossenen Vereinbarungen betreffend die Kapital-
vermittlung Gbernommen. In keinem der beiden Dokumente sei vorgesehen ge-
wesen, dass nur Mandanten der F. AG als Investoren oder nur eine limitierte Zahl
an Investoren bzw. Kapitalanlagen vermittelt werden sollen. Dabei seien samtli-
che «Geldgeber», auch bezlglich der Aktien der [...], durch die F. AG vermittelt
worden (EFD pag. 100 0008, Ziff. 40).

Standpunkt der Parteien

Die Beschuldigte machte zuletzt geltend, dass die F. AG mit der Investorensuche
beauftragt und die maximale Investorenanzahl von zwanzig trotz fehlender
schriftlicher Klausel durch eine (stille) Ubereinkunft beider Firmen vereinbart ge-
wesen sei (CAR pag. 5.200.016 ff., Nr. 13 f. und 38 f.). Die eingereichten Aktio-
narslisten hatten die Investoren Uber einen langeren Zeitraum erfasst, wobei nie
mehr als zwanzig Personen gleichzeitig beteiligt gewesen seien, weshalb insbe-
sondere die bei der S. Bank eingereichte Liste keinen verlasslichen Informations-
wert habe (CAR pag. 5.200.019 f., N. 19 ff.; ferner: CAR pag. 5.200.024, N. 35).
Zudem hatten die beteiligten Banken die Vertrdge nicht beanstandet, da sich
keine von ihnen eine bankenrechtlich unzuldassige Anschubfinanzierung hatte
leisten kdnnen (CAR pag. 5.200.022, N. 28). Als pragendes Element des Beteili-
gungsvertrags sei stets die Call-Option statt der verzichtbaren Put-Option ausge-
Ubt worden, was die tatsachliche Eigentumsubertragung an die Investoren unter-
streiche (CAR pag. 5.200.022, N. 29 ff.). Schliesslich sei die Weitergabe von Ak-
tien der D. an Dritte grundsatzlich méglich gewesen. Uberdies — so die Beschul-
digte weiter — sei Rechtsanwalt Q. ausdricklich mit der Ausarbeitung eines ban-
kenkonformen Konzepts betraut worden (CAR pag. 5.200.026, N. 40 ff.).

Das EFD beantragt die Bestatigung des Urteils der Strafkammer SK.2024.54 vom
29. August 2025. Es sieht es als erwiesen an, dass die G. Gesellschaften Publi-
kumseinlagen (Put-Optionen der Beteiligungsvertrage) gewerbsmassig (mehr als
20 Publikumseinlagen und Betreiben 6ffentlicher Werbung) entgegengenommen
hatten. Ferner erachtet das EFD es als nicht erstellt, dass RA Q. die G. Gesell-
schaften auch bezlglich der bankenrechtlichen Problematik beraten haben soll
(CAR pag. 5.200.001 ff.).

Beweiswulrdigung

Die Vorinstanz hat die relevanten Beweismittel, soweit verwertbar (vgl. E. 11.B),
korrekt dargestellt. Darauf ist im Wesentlichen zu verweisen (Urteil SK.2024.54,
E. 5-8.4). Die entscheidrelevanten Beweismittel sind wie folgt zu wirdigen:
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Die von der Beschuldigten bei der FINMA eingereichten Fragebdgen bzw. Stel-
lungnahmen gemass E. 11.B.2 sind mangels Verwertbarkeit (vgl. E. 11.B.3) bei der
Beweiswlrdigung ausser Acht zu lassen.

Beteiligungsvertrage mit den Investoren (Beteiligungsvertrag)

Die Beschuldigte reichte der FINMA am 2.September 2019 einen Beispielvertrag
fur die Beteiligung mittels Kapitaleinlage ein (EFD pag. 010 186 ff.; zur Verwert-
barkeit dieses Dokumentes vgl. E. I1.B.4). Dieser Vertrag zwischen der B., der D.
und einem Investor sieht vor, dass der Investor (Kaufer) Aktien der D. (Kaufge-
genstand) von der B. (Verkduferin) zum Nennwert erwirbt. Gleichzeitig leistet der
Investor eine Kapitaleinlage an die D. (Ziff. 1ll.1-111.5). Die B. behalt sich in Ziff.
[11.6 f. des Vertrages das Recht vor, die Aktien der D. zu einem Preis tUber dem
einbezahlten Betrag (Aktienkaufpreis + Kapitaleinlage) zurtickzukaufen («Call-
Option»). Umgekehrt hat auch der Investor in Ziff. Ill.11 ff. das unbefristete Recht,
nach Ablauf einer bestimmten Frist die Aktien der D. der B. zu einem Preis von
112 % des Kaufpreises und der Einlage zu verkaufen («Put-Option»). Weiter ver-
einbarten die Parteien, dass das mit den Aktien der D. verbundene Stimmrecht
weiterhin durch die B. ausgelbt wird (Ziff. 111.15). Der B. steht zudem ein Vor-
kaufsrecht fur die Aktien der D. zu (Ziff. 111.17). Zudem werden die Aktien der D.
bei einem Notar hinterlegt (Ziff. IV).

Des Weiteren reichte die Beschuldigte am 2. September 2019 der FINMA einen
Beispielvertrag fur eine Beteiligung mittels Darlehen ein (EFD pag. 010 178 ff.).
Die Vertragsparteien dieses Vertrages sind die B., die D. und FF. (als Investorin).
In diesem Vertrag ist vorgesehen, dass die Investorin eine Aktie der D. kauft und
gleichzeitig der D. ein verzinsliches Darlehen gewahrt (Ziff. II.). Die B. hat dabei
gemass Ziff. Il. ein zweijahriges Kaufrecht («Call-Option»). Sodann hat die Inves-
torin gemass Ziff. IV. nach Ablauf der Call-Option das Recht, die gekauften Aktien
der B. zu einem Preis von 100 % zu verkaufen («Put-Option»). Weiter vereinbar-
ten die Parteien, dass das mit der Aktie der D. verbundene Stimmrecht weiterhin
durch die B. ausgetibt wird. Zudem werden die Aktien der D. bei einem Notar
hinterlegt (Ziff. 11). Der B. steht zudem ein Vorkaufsrecht fur die Aktien der D. zu
(Ziff IV.c.cc).

Aussagen der Beschuldigten

Die Beschuldigte wurde am 7. Juni 2018 in Gegenwart ihrer Verteidigung durch
die Kantonspolizei ZZ. (durch die Staatsanwaltschaft ZZ. delegiert) als beschul-
digte Person im ZZ. Strafverfahren Nr. 3 einvernommen (EFD pag. 030 1096 ff.).
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Sie fuhrte aus, sie selbst habe die Aktionare nicht ausgesucht, sondern diese
seien alle von der F. AG vermittelt worden (EFD pag. 030 1099, Fragen 10 f.).
Die G. Gruppe hatte etwa 20 Investoren gehabt (a.a.0., Frage 16). Ab 2011 hatte
die E. keine Fremdaktionare mehr gehabt (EFD pag. 030 1100, Frage 23). Ab
dann seien die Investoren nur noch an der D. beteiligt gewesen (EFD pag. 030
1101, Frage 24). Auf Frage, wer die Vorlage fir die [...] Beteiligungsvertrage auf-
gesetzt habe, flhrte die Beschuldigte aus, das sei in Abstanden mit Herrn Q.,
welcher auch Steuerberater sei, besprochen worden und von Herrn GG., welcher
damals ihr Notar und Treuhander gewesen sei, uUberprift worden. Die Idee mit
der Kapitaleinlage sei von Herrn Q. gekommen. Sie wisse nicht mehr, wer den
Entwurf gemacht habe (EFD pag. 030 1101, Frage 25).

Anlasslich der erstinstanzlichen Hauptverhandlung vom 25. Februar 2025 schil-
derte die Beschuldigte, dass sie anerkenne, bestimmte Beteiligungsvertrage ab-
geschlossen und Geld entgegengenommen zu haben, aber sie bestreite, dass
es sich dabei um Publikumseinlagen gehandelt habe (SK pag. 4.731.005, -14 ff.).
Sie sei Verwaltungsratin und Geschaftsfihrerin der B. und D. gewesen (SK. pag.
4.731.006, -29 ff.). Auf Vorhalt des Vertrages mit H. (EFD pag. 020 0103 ff.) fihrte
die Beschuldigte aus, dass das Kapitaleinlageprinzip gewahlt worden sei, nach-
dem sie von der P. Bank erfahren hatten, dass nur hochstens 20 Darlehensneh-
mer erlaubt seien. Sie hatten niemals mehr als 20 Darlehensnehmer gehabt. Sie
sei zwar Juristin und natirlich habe sie diese Vorschriften durchgelesen, aber
das Schweizer Bankenrecht sei nicht ihr Gebiet. Deshalb habe sie Herrn Q. be-
auftragt. Herr Q. sei Jurist und Steuerberater und habe sie beraten. Er habe das
Beteiligungskonzept insbesondere im Hinblick auf dieses Schreiben von P. zu
prifen gehabt. Der Auftrag sei es gewesen, dass ein Konzept entworfen werde,
das hundertprozentig okay sei und den bankenrechtlichen Bestimmungen ent-
spreche. Daraufhin habe Herr Q. diesen Vertrag mit der Kapitaleinlage entworfen
und sie habe den so erhalten. Dieser Vertrag sei mit Herrn Q. konkret besprochen
worden und Herr Q. habe gesagt, der sei in Ordnung. Dabei sei es um die ban-
kenrechtliche Zulassigkeit gegangen (SK pag. 4.731.008, -27 ff.). Sie sei sich
sicher, dass sie die bankenrechtliche Problematik geklart haben wollte. Wenn es
um die Put-Option gehe, hatten sie den Investoren ihre Rendite geben wollen.
Ein Grund fir die Put-Option sei gewesen, dass so der Kapitalertrag aus dem
Aktienrickkauf steuerfrei gewesen ware. Die Call-Option hatten sie gemacht, um
die Aktien sicher zurtickzukaufen (SK pag. 4.731.009, -1 ff.). Sie gehe davon aus,
dass alle Personen auf der Aktionarsliste 2014 (EFD pag. 010 296) einen Betei-
ligungsvertrag unterzeichnet hatten. Da sie aber ihren Sohn, HH., darauf sehe,
handle es sich dabei nicht um eine Liste der Personen, welche einen Beteili-
gungsvertrag unterzeichnet hatten (SK pag. 4.731.009, -38 ff.). Sie kbnne zudem
nicht sagen, ob all diese Personen zeitgleich und dauernd Aktionare gewesen
seien (SK pag. 4.731.010, -29 ff.). Einen Grossteil der Aktionare kenne sie nicht
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personlich und habe diese auch nicht kennengelernt. Das seien alles langjahrige
Kunden der F. AG gewesen. lhr seien jeweils die Vertrage vorgelegt worden, die
bereits von den Aktionaren unterschrieben worden seien (SK pag. 4.731.010, -
39 ff). Nur eine Person [FF.] habe der D. ein Darlehen gewahrt, die Ubrigen Per-
sonen hatten eine Kapitaleinlage gewahlt. Sie sei davon ausgegangen, dass das
Beteiligungskonzept nicht unter die Publikumseinlage falle. Es gabe in der Bilanz
nicht mehr als 20 Darlehensgeber. Aber das andere sei als Eigenkapital gebucht
worden (SK pag. 4.731.011, Zeilen 24 ff.).

Anlasslich der Berufungsverhandlung vom 21. Mai 2026 bestritt die Beschuldigte
zunachst die gegen sie erhobenen Vorwirfe (CAR pag. 5.300.010 ff., Zeilen 15
ff.). Sie sei falsch beraten worden und dann habe sie in gutem Glauben gehandelt
(CAR pag. 5.300.011, Zeilen 1 ff.). Die Call- und Put-Optionen seien von Anfang
an in den Vertragen vorgesehen gewesen. Der Beteiligungsvertrag sei von Herrn
Q., Herrn GG. und der T. gepruft worden (CAR pag. 5.300.011, Zeilen 18 ff.). Die
P. Bank habe sie darauf aufmerksam gemacht, dass sie nicht mehr als 20 Dar-
lehensnehmer haben und keine 6ffentliche Werbung betreiben diirften. Gestitzt
darauf habe Herr Q. einen Beteiligungsvertrag entworfen, welcher den banken-
rechtlichen Vorgaben entspreche (CAR pag. 5.300.011 f., Zeilen 37 ff.). Ihnen sei
die Call-Option wichtig gewesen, da sie davon ausgegangen sei, dass das Ge-
schaftsmodell rentabel ware (CAR pag. 5.300.013, Zeilen 4 ff.). Auf Frage, ob
samtliche Aktionare einen Beteiligungsvertag abgeschlossen hatten, fihrte die
Beschuldigte aus, ihr Sohn sei auch Aktionar der D. gewesen (CAR pag.
5.300.013, Zeilen 19 ff.). Die Put-Option sei von Anfang an in den Vertragen ge-
wesen. Sie hatten dem Investor eine Moglichkeit geben wollen, die Aktien anzu-
dienen, wenn sie aus irgendwelchen Griinden die Call-Option nicht austben wur-
den (CAR pag. 5.300.013, Zeilen 23 ff.). Die Stimmrechte fur die D. seien durch
die B. ausgelbt worden (CAR pag. 5.300.013, Zeilen 32 ff.). Die Investoren hat-
ten ihre D. -Aktien nicht verkaufen durfen und die B. habe ein Vorkaufsrecht an
dieser gehabt. Das habe sie aber nicht kontrollieren kdnnen (CAR pag.
5.300.014, Zeilen 1 ff.). Den Unterschied vom Darlehen zur Put-Option beschrieb
sie dahingehend, dass beim Darlehen eine Zinsabrechnung vorgenommen wor-
den sei. Zudem bestiinden Unterschiede bei der Verrechnungssteuer (CAR pag.
5.300.014, Zeilen 12 ff.). Auf Frage hin, ob bei der Put-Option steuerliche Uber-
legungen oder die Vermeidung bankenrechtlicher Probleme gestanden hatten,
fuhrte die Beschuldigte aus, dass die Vermeidung bankenrechtlicher Probleme
Bedingung gewesen sei und dies der Auftrag an Rechtsanwalt Q. gewesen sei
(CAR pag. 5.300.014, Zeilen 24 ff.). Zur Anzahl Investoren fihrte die Beschul-
digte aus, dass C. das Uberpruft habe und er gesagt habe, dass es unter 20
gewesen seien (CAR pag. 5.300.014 f., Zeilen 40 ff.). Auf Vorhalt der Buchhal-
tung der G. Gesellschaften (EFD pag. 030 0877 ff.) und den drei bei den Akten
liegenden Aktionarslisten der D. (Aktionarsliste der D. per 1. Mai 2014, die von
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C. unterzeichnet der S. Bank eingereicht wurde [EFD pag. 030 1220 f.], eine Ak-
tionarsliste per Juni 2018, die C. am 26. Juni 2018 bei der Kantonspolizei ZZ.
eingereicht hatte [EFD pag. 030 1152], sowie eine Aktionarsliste, welche Sie
selbst bei der FINMA eingereicht habe [EFD pag. 010 167]), fuhrte die Beschul-
digte aus, dass es strittig sei, ob dies eine Momentaufnahme sei. Zudem habe
sie auf ihre Berater vertraut (CAR pag. 5.300.015 f., Zeilen 12 ff.). Auf Frage,
wieso sie nicht bei der FINMA nachgefragt habe, fihrte sie aus, dass sie ihren
Experten vertraue (CAR pag. 5.300.016, Zeilen 8 ff.). Herr C. habe gegenuber
der P. Bank bestatigt, dass sie keine 6ffentliche Werbung machen wirden. Zu-
dem hatten sie ihren Beratern in der Schweiz vertraut (CAR pag. 5.300.016, Zei-
len 12 ff.). Alle Aktionare seien langjahrige Kunden der F. AG gewesen (CAR
pag. 5.300.016, Zeilen 28 ff.). Der erwahnte Beteiligungsvertrag sei von Herrn Q.
entworfen worden (CAR pag. 5.300.017, Zeilen 5 ff.). Da Herr C. gleichzeitig Ver-
waltungsrat der F. AG und der D. sei, gelte seine Bestatigung gegentber der P.
Bank, dass nicht mehr als 20 Darlehensnehmer beworben werden dirften und
keine offentliche Werbung zu machen, gegeniiber beiden Gesellschaften (CAR
pag. 5.300.017, Zeilen 16 ff.). Sie habe sich nie bei der FINMA erkundigt, ob das
gewahlte Vorgehen zulassig sei. Sie habe vollkommen auf die Experten und die
Banken vertraut. Nur die P. Bank habe das Konzept beanstandet (CAR pag.
5.300.018, Zeilen 1 ff.). Die Aktien seien als Inhaberaktien ausgestaltet worden,
die bei einem Notar hinterlegt worden seien (CAR pag. 5.300.021, Zeilen 2 ff.).

Beweise zur Anzahl Aktionare der D.

Weiter liegen eine Aktionarsliste der D. per 1. Mai 2014, die von C. unterzeichnet
der S. Bank eingereicht wurde (EFD pag. 030 1220 f.; nachfolgend: Aktionarsliste
2014) sowie eine Aktionarsliste per Juni 2018, die C. am 26. Juni 2018 bei der
Kantonspolizei ZZ. eingereicht hatte (EFD pag. 030 1152; nachfolgend: Aktio-
narsliste 2018), bei den Akten. Die Beschuldigte selbst hatte der FINMA eine
entsprechende Liste vorgelegt, wo sie selbst die Investoren markierte (EFD pag.
010 167; nachfolgend: FINMA-Liste). Zudem liegt die von der Staatsanwaltschaft
ZZ. edierte Buchhaltung der G. Gesellschaften vor, aus welcher die Aktio-
narskonti im Detail ersichtlich sind (EFD pag. 030 0877 ff.). Die Buchhaltung lasst
sich im Wesentlichen durch die Kontoauszlge der B. und D. verifizieren (EFD
pag. 030 1154 ff.). Diese Unterlagen lassen sich wie folgt darstellen:

[...]

Investitionsvolumen durch die einzelnen Investoren

Gemass der Buchhaltung der D. (EFD pag. 030 0877 ff.) wiesen deren Aktionare
zusammen jeweils per Ende Jahr die folgenden Guthaben [Fr.] aus:
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1'916’510
31.12.2011

2'572'868
31.12.2012

2573297
31.12.2013

1'753'610
31.12.2014

3'730°332
31.12.2015

3'780'875
31.12.2016

Vertrag mit der F. AG

Gemass einer von der Staatsanwaltschaft ZZ. sichergestellten Vereinbarung
vom 1. Oktober 2010 (EFD pag. 030 1089 ff.) verpflichtete sich die F. AG, der E.
und spater der D. Investoren zwecks direkter/indirekter Beteiligung zu vermitteln.
Eine Beschrankung auf eine bestimmte Anzahl oder Personengruppen war nicht
vorgesehen (Ziff. 1.). Weiter halt der Vertrag fest, dass keine mundlichen Neben-
abreden getroffen worden seien und Anderungen und Erganzungen dieses Ver-
trages der Schriftform beddurften (Ziff. VII.).

Weitere Beweise bezuglich des Verhaltnisses zu RA Q.

Zum Verhaltnis der Beschuldigten bzw. der G. Gesellschaften zu RA Q. liegt eine
E-Mailkorrespondenz aus dem Januar 2012 bei den Akten (EFD pag. 020 101
f.). Darin ist ersichtlich, wie die Beschuldigte am 15. Januar 2012 eine E-Mail an
Rechtsanwalt Q. schreibt, wobei der Text der E-Mail nicht bekannt ist. Gleichzei-
tig schickt sie eine Excel-Datei mit der Beschriftung «v pf [...] berechnung kapi-
taleinlage» und eine Word-Datei mit dem Titel «v pf [...] Beteiligungsvertrag B.».
Daraufhin antwortet RA Q. am 19. Januar 2012 wie folgt: «Besten Dank flir den
Vertrag. Hierzu habe ich die folgenden Bemerkungen: Nach diesem Vertrag ver-
aussert die B. AG die Aktien an der D. Ich gehe davon aus, dass gleich der ver-
traglichen Konstruktion tber [...] Malta die B. die erhaltenen Gelder an die D.
weiterleitet (siehe Ziff. 3c). Aus steuerlicher Sicht sind meines Erachtens die fol-
genden Punkte zu beachten: (...) Ich habe mir erlaubt, Ihre Vereinbarung ent-
sprechend abzuandern und sende Ihnen in der Beilage die Vereinbarung zu.

(...)»
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Am 23. Mai 2012 schreibt RA Q. eine weitere E-Mail u.a. an die Beschuldigte und
sendet ihr den Uberarbeiteten Vertrag als «Grundlage flr die morgige Bespre-
chung» zu. Dabei schlagt er Anderungen beziglich der Optionen vor und weist
darauf hin, dass das Rechnungslegungsrecht angepasst worden sei und der
Ruckkauf von Aktien Verrechnungssteuerfolgen auslésen konne (EFD pag. 020
131).

Aus einer Unternehmensprasentation der G. Gruppe vom 5. Dezember 2011
(EFD pag. 030 0990 ff.), die von der Staatsanwaltschaft ZZ. ediert wurde, geht
hervor, dass die Il., die Kanzlei von Rechtsanwalt Q., mit der Steuerberatung
beauftragt war. Fir Rechtsfragen ist RA JJ., YY., gelistet. In der Unternehmens-
prasentation der G. Gruppe vom 19. September 2013 wird RA Q. hingegen als
Steuerberater aufgefiihrt, wahrend RA Del Fabro und RA [...] als Rechtsberater
genannt werden.

R. beschrieb in seiner Eidesstattlichen Erklarung, dass die «Professionisten» die
Beteiligungsvertrage auf die bankenrechtliche Konformitat gepruft hatten und
diese nicht als problematisch eingestuft hatten (CAR pag. 4.200.029, Ziff. 5.3).
Wer diese Professionisten sind, liess er jedoch offen.

Gesamtwuirdigung

Abschluss und Inhalt der Beteiligungsvertrage

Zunachst ist erstellt, dass friihestens ab Oktober 2010 diverse Personen (zur ge-
nauen Anzahl siehe unten) bei der D. investiert waren. Die tbrigen Gruppenge-
sellschaften wiesen keine Beteiligungen von Dritt-Investoren auf. Bis auf eine
Person (FF.) schlossen samtliche Investoren der D. einen Beteiligungsvertrag mit
Kapitaleinlage ab: Diese Beteiligungsvertrage sahen vor, dass der jeweilige In-
vestor (Kaufer) Aktien der D. (Kaufgegenstand) von der B. (Verkauferin) kauflich
erwirbt. Gleichzeitig leistet der Investor eine Einlage in die Kapitaleinlagenre-
serve von der D. (ohne die Ausgabe von Aktien). Die B. behielt sich in diesem
Vertrag das Recht vor, die Aktien der D. zu einem Preis Uber dem einbezahlten
Betrag (Aktienkaufpreis + Kapitaleinlage) vom jeweiligen Investor zuriickzukau-
fen («Call-Option»). Umgekehrt hatten auch die jeweiligen Investoren das unbe-
fristete Recht, die Aktien der D. der B. zu einem Preis von 112 % des Kaufpreises
und der Einlage zu verkaufen («Put-Option»). Weiter vereinbarten die Vertrags-
parteien, dass das mit den Aktien der D. verbundene Stimmrecht weiterhin durch
die B. ausgeubt werde. Zudem wirden die Aktien der D. bei einem Notar hinter-
legt. Die B. hatte sich zudem ein vertragliches Vorkaufsrecht fur die Aktien der
D. ausbedungen, sofern die jeweiligen Investoren die Aktien der D. an Dritte ver-
kaufen wollten. Der Investorin FF. gewahrte der D. anstelle der Kapitaleinlage
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ein Darlehen an die D. Sie kaufte zudem nur eine Aktie von letzterer Gesellschaft
zu den gleichen Konditionen wie die Ubrigen Investoren von der B. Aufgrund der
Buchhaltung steht ausser Zweifel, dass die soeben beschriebenen Beteiligungs-
vertrage auch vollzogen wurden.

Anzahl Investoren

Die Beschuldigte spricht den Aktionarslisten 2014 und 2018 ihre Aussagekraft ab
und macht sinngemass geltend, nicht alle darauf befindlichen Personen hatten
auch effektiv einen Beteiligungsvertrag abgeschlossen. Diese Listen seien keine
Momentaufnahmen und sagten auch nichts Uber eine dauerhafte Beteiligung die-
ser Personen aus (vgl. E. 11.C.3.1.1). Vorab ist festzuhalten, dass es sich bei Ak-
tionarslisten nach herkdbmmlichem Verstandnis immer um Momentaufnahmen
handelt (vgl. bspw. Art. 6971 f. OR). Zudem verweist das EFD zu Recht auf EFD
pag. 010 227, wo aus den Akten der S. Bank unzweifelhaft hervorgeht, dass mit
der Aktionarsliste 2014 die aktuellen wirtschaftlichen Berechtigten gemeint sind.
Unabhangig von den eingereichten Aktionarslisten bestatigt die Buchhaltung der
D. und Management, dass spatestens ab dem 24. Juli 2012 mehr als 20 Perso-
nen einen Beteiligungsvertrag mit Put-Option mit den G. Gesellschaften abge-
schlossen hatten und in diesem Umfang an diesen beteiligt waren (zum genauen
Inhalt vgl. E. 11.C.2.3); im Zuge dessen kauften sie Aktien der D. und tatigten
einen entsprechenden Zuschuss in die Reserven der D., bzw. eine Person ge-
wahrte dieser ein Darlehen. Dabei ist klar ersichtlich, dass bis auf zwei Aktionare
alle Ubrigen Aktionare jeweils mindestens uber ein Jahr bis zum Konkurs der B.
am 12. Dezember 2017, teils mit schwankenden Beteiligungen, an der D. beteiligt
waren, wobei nur in zwei Fallen (I und H., wobei sich diese spater nach einem
Unterbruch wieder an der D. beteiligten) die Investoren auch vollstandig ausbe-
zahlt wurden. In anderen Fallen mag die Call-Option seitens der B. ausgeulbt
worden sein, allerdings erfolgte jeweils keine vollstandige Rickerstattung des
Kaufpreises und der geleisteten Einlage, weshalb eine entsprechende Forderung
der Investoren bestehen blieb. Im Zeitpunkt der Konkurseréffnung waren 27 Per-
sonen in die G. Gesellschaften investiert und hatten einen entsprechenden Be-
teiligungsvertrag mit Put-Option unterzeichnet. Die Buchhaltungsunterlagen er-
weisen sich denn auch als authentisch, indem sich diese im Wesentlichen mit
den von C. und der Beschuldigten eingereichten Aktionarslisten decken und die
sich durch die Kontounterlagen der B. und D. verifizieren lassen. Damit ist erstellt,
dass die beiden Firmen gleichzeitig wahrend mehreren Monaten mehr als 20 Be-
teiligungsvertrage abgeschlossen hatten.

Zusammenarbeit mit der F. AG
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Aufgrund des Vertrages zwischen der D. und der F. AG (vgl. E. 11.C.2.7) ist ferner
erstellt, dass diese flr die B. und D. Investoren akquirierte, welche die oben be-
schriebenen (vgl. E. 11.C.4.2) Beteiligungsvertrage mit der B. und D. abschlossen.
Aus den Aussagen der Beschuldigten geht glaubhaft hervor, dass die F. AG
samtliche Investoren der B. bzw. D. vermittelte. Da die erwahnten Gesellschaften
mehr als 20 Investoren hatten, lauft die Behauptung der Beschuldigten, dass sie
der F. AG die Weisung erteilt habe, ihr nicht mehr als 20 Investoren zu vermitteln,
ins Leere. Die Beschuldigte macht ferner geltend, dass indem C. gegenlber der
P. Bank bestatigt habe, mit der B. und D. nicht mehr als 20 Darlehensnehmer zu
haben (gemeint: EFD pag. 030 435), hatte dieser gleichzeitig auch die F. AG
verpflichtet (CAR pag. 5.300.017, Zeilen 16 ff.). Der erwahnten Bestatigung ge-
genuber der P. Bank kann hingegen keine diesbezlgliche Vereinbarung zwi-
schen den G. Gesellschaften und der F. AG entnommen werden, weshalb die
Behauptung der Beschuldigten ins Leere lauft. Dartber hinaus ware C. bezliglich
der F. AG nicht alleinzeichnungsberechtigt gewesen, weshalb er mit seiner Un-
terschrift die F. AG auch nicht rechtsgenlglich hatte verpflichten kdnnen. Auf-
grund dieser Ausfiihrungen ist die eingeklagte Zusammenarbeit der G. Gesell-
schaften mit der F. AG erstellt.

Weiter ist erstellt, dass die Beschuldigte bzw. die G. Gesellschaften oder deren
Berater sich nicht bei der FINMA erkundigt haben, ob das gewahlte Investiti-
onsmodell rechtmassig sei.

Es kann damit das Zwischenfazit gezogen werden, dass der angeklagte
aussere Sachverhalt in allen wesentlichen Ziigen erstellt ist.

In Bezug auf das Verhaltnis zu RA Q. sind die Aussagen der Beschuldigten
selbst zu wurdigen. Vor der Staatsanwaltschaft ZZ. flhrte sie aus, sie wisse
nicht, von wem der Beteiligungsvertrag entworfen worden sei (vgl. E. 11.C.2.4.1).
Spater im hiesigen Verfahren wollte sie sich daran erinnern, dass RA Q. den
erwahnten Beteiligungsvertrag entworfen habe (vgl. E. 11.2.4.2 f.). Die Rolle von
RA Q. wird umso schleierhafter, als er sich in einer E-Mail an die Beschuldigte
fur die Zusendung des Entwurfs des Beteiligungsvertrags bedankte und seine
Kommentare «aus steuerlicher Sicht» einflgte (vgl. E. 11.C.2.8.1). Zudem ist RA
Q. in Unternehmensprasentationen nur als Steuerberater aufgeflihrt, wahrend
andere Berater fur die rechtlichen Belange aufgefuhrt werden (vgl. E.
[1.C.2.8.3). Auch die Erklarung in der Eidesstattlichen Erklarung von R. bleibt
schwammig und es bleibt unklar, wer das Beteiligungskonzept bankenrechtlich
genau gepruft hat. R. schreibt allgemein, dass «Professionisten», was gemass
Ziff. 2.1 der genannten Eidesstattlichen Erklarung mehrere sein kénnten, ge-
pruft hatten (vgl. E. 11.C.2.8.4). Die Erklarung des Verteidigers, es kdbnne nur RA
Q. gemeint sein, da insbesondere die Revisionsstellen nicht hatten beraten
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dirfen (CAR pag. 5.100.014), Gberzeugt vor dem Hintergrund nicht, dass selbst
die Beschuldigte angibt, das Beteiligungskonzept sei mit den Revisionsstellen
besprochen und fir gut befunden worden (vgl. E. I1.C.2.4.2 f.). Nach dem Dar-
gelegten lasst sich nicht schlussfolgern, ob und wie weit RA Q. die Beschuldigte
bzw. die G. Gruppe bankenrechtlich beraten hat. Im Hinblick auf die konkrete
Wirdigung des Sachverhaltsirrtums (vgl. E. 11.2) kann aber letztlich - wie noch
zu zeigen sein wird — offenbleiben, ob und wie weit RA Q. die Beschuldigte bzw.
die G. Gesellschaften in bankenrechtlicher Hinsicht beraten hat.
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Rechtliche Wirdigung

Obijektiver Tatbestand

Gemass Art. 46 Abs. 1 lit. a BankG wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren
oder Geldstrafe bestraft, wer vorsatzlich unbefugterweise Publikums- oder Spar-
einlagen entgegennimmt.

Verantwortlichkeit

Wird eine Widerhandlung beim Besorgen der Angelegenheiten einer juristischen
Person, Kollektiv- oder Kommanditgesellschaft, Einzelfirma oder Personenge-
samtheit ohne Rechtspersonlichkeit oder sonst in Austibung geschaftlicher oder
dienstlicher Verrichtungen flr einen andern begangen, so sind die Strafbestim-
mungen auf diejenigen natirlichen Personen anwendbar, welche die Tat vertbt
haben (Art. 6 Abs. 1 VStrR). Die Beschuldigte hat insbesondere die streitgegen-
standlichen Beteiligungsvertrage unterzeichnet (vgl. E. 11.C.2.3). Damit hat sie im
Sinne von Art. 6 Abs. 1 VStrR die ihr vorgeworfenen Taten begangen, weshalb
Art. 46 BankG auf sie anwendbar ist. Zudem bestimmt Art. 6 Abs. 2 VStrR, dass
der Geschaftsherr, Arbeitgeber, Auftraggeber oder Vertretene, der es vorsatzlich
oder fahrlassig in Verletzung einer Rechtspflicht unterlasst, eine Widerhandlung
des Untergebenen, Beauftragten oder Vertreters abzuwenden oder in ihren Wir-
kungen aufzuheben, untersteht den Strafbestimmungen, die flr den entspre-
chend handelnden Tater gelten. Als Geschéaftsherren gelten unter anderem Ver-
waltungsrate einer Aktiengesellschaft (vgl. Art. 716 Abs. 1 Ziff. 5 OR). Die Be-
schuldigte war im angeklagten Zeitraum (vgl. E. 11.C.1) Verwaltungsratin der be-
troffenen B. und D. Entsprechend ist ihr das angeklagte Handeln der G. Gesell-
schaften gemass Art. 6 Abs. 1 und 2 VStrR strafrechtlich zurechenbar. Im Ubri-
gen kann zu dieser Thematik auf die zutreffenden Ausfihrungen der Vorinstanz
verwiesen werden (vgl. Urteil SK.2024.54 E. 8.4.2).

Die Verteidigung anerkennt denn auch anlasslich der Berufungsverhandlung
richtigerweise, dass die Beschuldigte im vorliegenden Fall Art. 6 Abs. 1 und 2
VStrR untersteht. Trotzdem macht die Verteidigung unter dem Titel «Verantwort-
lichkeit» und unter Bezugnahme auf privatrechtliche Literatur und Rechtspre-
chung Ausfiuhrungen zur Sorgfaltspflicht der Beschuldigten. Sie will darlegen,
dass die Beschuldigte sich umfassend von Spezialisten habe beraten lassen,
weshalb ihr kein Vorwurf zu machen sei (CAR pag. 5.200.033 ff., N. 65 ff.). Diese
Ausflhrungen sind jedoch nicht unter Art. 6 VStrR zu wirdigen, denn gerade
unter dem Gesichtspunkt von Art. 6 Abs. 1 VStrR ist es unerheblich, ob die Be-
schuldigte eine (privatrechtliche) Pflicht verletzt hat oder nicht. lhre Einwande,
sie sei ihrer privatrechtlichen Sorgfaltspflicht nachgekommen, sind vielmehr unter
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dem Gesichtspunkt des Sachverhalts- bzw. Verbotsirrtums (vgl. E. 11l.2 und E.
[11.4) zu wardigen (vgl. auch CAR pag. 5.200.033, N. 65, wo die Verteidigung
selbst eingesteht, dass diese Fragen in den subjektiven Tatbestand «hineinspie-
len» wirden). Soweit fur Art. 6 VStrR massgeblich, kann auf die Ausflihrungen
zum Sachverhalts- und Verbotsirrtum (vgl. E. 111.C.2) verwiesen werden.

Gruppenbetrachtung

Die Vorinstanz fuhrt zu Recht aus, dass vorliegend insbesondere bezlglich der
B. und der D. ein gruppenmassiges Vorgehen vorliegt, da diese unter einheitli-
cher Leitung standen und durch den Abschluss eines Beteiligungsvertrags, in
dem sie beide als Vertragsparteien aufgefiihrt sind, gemeinsam vorgegangen
sind. Entsprechend ist nicht jede dieser Gesellschaften fiir sich allein zu betrach-
ten, sondern es ist eine gruppenmassige Gesamtbetrachtung vorzunehmen. Es
kann fir weitere Ausflihrungen zum gruppenmassigen Vorgehen der G. Gesell-
schaften auf die ausflihrlichen und korrekten Erwagungen der Vorinstanz verwie-
sen werden (Urteil SK.2024.54 E. 8.1.7 und 8.3.5).

Die Verteidigung bringt vor, dass die F. AG der G. Gruppe zugerechnet werden
misse, da C. sowohl Verwaltungsrat der G. Gesellschaften als auch der F. AG
gewesen sei. Aufgrund dieser engen wirtschaftlichen und personellen Verflech-
tungen sei die F. AG als Teil der G. Gruppe anzusehen. Eine gruppeninterne
Suche nach geeigneten Investoren durch eine Gruppengesellschaft falle nicht
unter eine Vermittlungstatigkeit i.S.v. Art. 6 Abs. 1 lit. b BankV (CAR pag.
5.200.025, N. 39).

Ein gruppenweises Vorgehen liegt nach der Rechtsprechung insbesondere dann
vor, wenn die Beteiligten gegen aussen als Einheit auftreten oder aufgrund der
Umstande (Verwischen der rechtlichen und buchhalterischen Grenzen zwischen
den Beteiligten; faktisch gleiche Geschaftssitze; wirtschaftlich unbegriindete, ver-
schachtelte Beteiligungsverhaltnisse; zwischengeschaltete Treuhandstrukturen
usw.) davon auszugehen ist, dass koordiniert — ausdricklich oder stillschweigend
arbeitsteilig und zielgerichtet — eine gemeinsame Aktivitat im aufsichtsrechtlichen
Sinn ausgelbt oder wesentlich geférdert wird (Urteil des Bundesgerichts
2C _671/2014 vom 18. Dezember 2014 E. 2.2; Urteil des Bundesverwaltungsge-
richts B-8299/2008 vom 1. Juni 2010 E. 3.4).

Den Ausfuhrungen der Verteidigung ist nicht zu folgen. Das Auftreten der F. AG
nach aussen war stets unabhangig von dem der G. Gesellschaften. So wurde
den Investoren mittels Unternehmensprasentation explizit mitgeteilt, dass die G.
Gruppe (neben auslandischen Gesellschaften) nur aus der E., der B., der D. und
der EE. besteht (EFD pag. 030 1022 ff., insbesondere pag. 030 1029). Zudem
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trugen samtliche G. Gesellschaften fir ein einheitliches Auftreten nach aussen
den Namensbestandteil «[...]», wahrend die F. AG unter eigenem Namen auftrat.
Es liegt somit kein einheitliches Auftreten nach aussen vor, sondern die F. AG
war ohne Weiteres von den G. Gesellschaften unterscheidbar. Die Behauptung
der Verteidigung, die F. AG wirde insbesondere mit der D. und der B. eine
Gruppe bilden, deckt sich auch nicht mit den Aussagen der Beschuldigten. So
bestatigte die Beschuldigte am 7. Juni 2018 anlasslich ihrer Einvernahme durch
die Kantonspolizei ZZ., dass die G. Gruppe in der Schweiz aus der E., der B., der
D. und der EE. bestehe (EFD pag. 030 1118, Frage 90).

Auch wenn es bei der D. und der F. AG zu personellen Uberschneidungen in den
Personen von DD. und C. gekommen ist, kann keineswegs von einer einheitli-
chen Leitung die Rede sein. Allen G. Gesellschaften war gemeinsam, dass die
Beschuldigte alleinige Verwaltungsratin bzw. Prasidentin des Verwaltungsrates
war. Damit war sie in samtlichen G. Gesellschaften vertreten und konnte so ent-
scheidenden Einfluss auf diese in der Gesamtheit nehmen, wahrend DD. und C.
nur Einfluss auf einzelne G. Gesellschaften nehmen konnten. Die Téatigkeit von
DD. und C. bei der D. muss zudem relativiert werden, da gemass Beteiligungs-
vertrag die Stimmrechte der Aktien der D. durch die B. ausgeubt wurden (vgl. E.
[1.C.2.3). Bei der B. war die Beschuldigte stets alleinige Verwaltungsratin, wes-
halb es ihr aufgrund ihrer Stellung bei der B. jederzeit moglich gewesen ware,
auf die D. entscheidend einzuwirken. Hinzu kommt, dass die Beschuldigte offen-
bar die Idee zur Griindung der G. Gesellschaften hatte und dieses Geschaftsmo-
dell vorantrieb (CAR pag. 5.300.021 f., Zeilen 39 ff.). Entsprechend war die Be-
schuldigte als Ideengeberin der G. Gesellschaften und als Verwaltungsratin
samtlicher G. Gesellschaften die pragende Figur innerhalb der G. Gruppe. C. war
laut Aussagen der Beschuldigten hauptsachlich fur die Anschubfinanzierung zu-
standig (CAR pag. 5.300.021 f., Zeilen 39 ff.). Auf der anderen Seite hatte die
Beschuldigte als Verantwortliche der G. Gruppe selbst aber keine Position bei
der F. AG inne. Daher kann per se nicht von einer einheitlichen Leitung zwischen
der G. Gesellschaften und der F. AG ausgegangen werden. Bezeichnend daflr,
dass die personellen Verflechtungen der F. AG und der G. Gesellschaften keine
solch einheitliche Leitung begrunden, ist die Aussage der Beschuldigten gegen-
uber der Kantonspolizei ZZ. vom 7. Juni 2018. Demnach gehoren neben ihr noch
R., KK., LL. und MM. zum Management der G. Gruppe. C. und DD. nannte sie
nicht (EFD pag. 030 1113 f., Fragen 79 f.).

Entsprechend kann das Fazit gezogen werden, dass die F. AG und die G. Ge-
sellschaften lediglich Geschéaftspartner waren, die eine Vereinbarung zur Inves-
torensuche schlossen (vgl. EFD pag. 010 0046 ff.), aber zusammen keine
Gruppe bildeten.
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Publikumseinlage

Anlasslich ihres Parteivortrags bei der Berufungsverhandlung liess die Beschul-
digte ausflihren, die Beteiligungsvertrage hatten von Anfang an eine Put-Option
enthalten. Zum Ausgleich des Risikos, in ein Start-up zu investieren, hatte man
den Aktionaren eine gute Rendite gewahren wollen. Diese Put-Option sei ledig-
lich als Sicherheit gedacht gewesen. Der Investor hatte die Aktien auch ohne
Weiteres behalten kénnen. Die Call-Option sei zeitlich beschrankt gewesen. Of-
fenbar sei die Call-Option das vertragspragende Element gewesen (CAR pag.
5.200.018 f., N. 16 ff.). Daruber hinaus seien beide Parteien der Beteiligungsver-
trdge davon ausgegangen, dass nicht die Put-Option, sondern lediglich die Call-
Option ausgeubt werde. Folglich liege eine Potestativbedingung zugunsten der
B. vor. Die Kapitaleinlage sei buchhalterisch als Eigenkapital der D. zu behan-
deln. Die Put-Option wirde nur dann zum Tragen kommen, wenn das Geschafts-
modell nicht funktionieren wiirde. In diesem Fall ware die Put-Option jedoch wert-
los, da die B. nicht in der Lage ware, die Austibung der Put-Option zu tragen.
Somit sei die Put-Option nicht flr die Qualifikation der Einlage als Fremd- oder
Eigenkapital massgeblich. Mit der Put-Option werde auch kein Zinsversprechen
eingegangen (CAR pag. 5.200.029 f., N. 49 ff.).

Das EFD fuhrt zusammenfassend aus, dass die Investoren zwar Eigentum an
den Aktien der D. erlangt hatten, die Ruckkaufspflicht der B. jedoch im Vorder-
grund gestanden habe. Mit dem Abschluss eines Beteiligungsvertrags hatten die
Investoren ein risikofreies Geschaft mit einer sicheren Rendite abschliessen kon-
nen. Das einzige Risiko fur die Investoren hatte sich auf einen Konkurs der B.
beschrankt. Allein der Investor hatte entscheiden kdnnen, ob er die Put-Option
ausuben mochte, weshalb zugunsten der B. keine Potestativbedingung vorgele-
gen habe. Entsprechend handelt es sich um eine Publikumseinlage (CAR pag.
5.200.005, N. 16 ff.).

Der Begriff der Publikumseinlage(n) wird im BankG nicht ndher umschrieben.
Art. 1 Abs. 2 BankG beschrankt sich lediglich darauf, festzuhalten, dass die Auf-
lage von Anleihen vom Verbot der gewerbsmassigen Annahme von Publikums-
einlagen ausgenommen ist. Anhaltspunkte flr eine prazisere Definition des Ein-
lagebegriffs lassen sich erst auf Verordnungsstufe finden. Nach Art. 5 Abs. 1 der
Verordnung vom 30. April 2014 Gber die Banken und Sparkassen (Bankenver-
ordnung, BankV, SR 952.02) gelten die Verbindlichkeiten gegenliber Kunden als
Publikumseinlagen mit Ausnahme derjenigen nach Art. 5 Abs. 2 und 3 BankV.
Somit wird bzw. wurde der Einlagebegriff in der BankV bzw. aBankV negativ de-
finiert (vgl. zum Ganzen: SCHONKNECHT, Der Einlagebegriff nach Bankengesetz,
in: GeskR 2016, S. 300 ff., insbesondere S. 300 f.; REICHMUTH/VON DER CRONE,
Crowdlending als bewilligungspflichtige Entgegennahme von
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Publikumseinlagen, in: SZW 2017, S. 253 ff., S. 257). Auch bedingte Verpflich-
tungen sind unter den Einlagebegriff zu subsumieren. Ausnahme bilden lediglich
Verpflichtungen, die an eine aufschiebende Potestativbedingung zugunsten des
Geldempfangers geknlipft sind (SCHONKNECHT, a.a.0., S. 316).

Dagegen gelten Gelder, die eine Gegenleistung aus einem Vertrag auf Ubertra-
gung des Eigentums oder aus einem Dienstleistungsvertrag darstellen oder als
Sicherheitsleistung Ubertragen werden, nicht als Einlagen (Art. 5 Abs. 3 lit. a
BankV). Die Abgrenzung einer Publikumseinlage zu einem synallagmatischen
Vertrag ergibt sich daraus, ob die voriibergebende Uberlassung von Geld in der
Erwartung einer Rendite ging. Massgebendes Kriterium fur die Abgrenzung ent-
geltlicher synallagmatischer Vertrage, die vom Einlagebegriff nicht erfasst sind,
sowie von Umgehungstatbestanden ist daher der von den Parteien mit dem Ver-
tragsverhaltnis beabsichtigte Vertragszweck. Entspricht dieser in einer Gesamt-
betrachtung einem Einlagetatbestand, insbesondere einem Darlehen oder einer
Hinterlegung, kann die Geldleistung gleichwohl unter den Einlagebegriff fallen.
Umstande, welche fir die entsprechende Gesamtbeurteilung von Bedeutung
sein konnen, sind unter anderem, ob der Kunde an der bezahlten Sache oder
Dienstleistung ein Interesse hat, ob er diese nutzen kann, ob das Angebot als
Investition beworben wird und ob eine Rendite in Aussicht gestellt wurde
(SCHONKNECHT, a.a.0., S. 317).

Im vorliegenden Fall vereinbarten die Parteien, dass die Investoren einen Kauf-
preis fur die Aktien der D. bezahlen und eine Kapitaleinlage in diese leisten.
Diese Betrage konnen die Investoren zeitlich unbefristet mit einem Aufschlag
Uber die Ausibung der Put-Option von der B. zuriickerhalten. Zudem konnten
die Investoren das mit den Aktien der D. verbundene Stimmrecht nicht selbst
ausuben, sondern es wurde durch die B. ausgeubt. Die Aktien wurden nicht phy-
sisch an die Parteien ausgeliefert, sondern bei einem Notar verwahrt. Die B. hatte
zudem ein Vorkaufsrecht an den Aktien der D. (vgl. E. 11.C.2.3).

Durch die Put-Option bestand fiir die B. nach Ablauf einer Ubergangsfrist die
konstante Verpflichtung, den Investoren die Aktien zu einem fixen Preis zurlck-
zukaufen. Die B. hatte keinerlei Einflussmoglichkeit auf die Ausiibung der Put-
Option. Allein die Investoren konnten entscheiden, ob und wann sie die Aktien
der B. zurlckverkaufen wollten. Damit ware die Verpflichtung der B. zur Zahlung
des vereinbarten Betrags fallig geworden. Obligationenrechtlich handelte es sich
bei der Put-Option somit um eine suspensiv bedingte Forderung der Investoren
gegentber der B. und damit grundsatzlich um eine Verbindlichkeit im Sinne von
Art. 5 Abs. 1 BankV.
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Als Nachstes stellt sich die Frage, ob die Ausnahme von Art. 5 Abs. 3 lit. a BankV
greift, nach der keine Publikumseinlage vorliegt, wenn den entgegengenomme-
nen Geldern eine Gegenleistung aus einem Vertrag Uber die Ubertragung des
Eigentums gegenibersteht. Diesbeziiglich ist zu prifen, ob beim Beteiligungs-
vertrag mit Put-Option in einer Gesamtschau die Verschaffung des Eigentums an
den Aktien der D. im Vordergrund stand oder ob es sich beim Beteiligungsvertrag
vielmehr um ein Umgehungsgeschaft handelt, das wirtschaftlich einem Darlehen
gleichkommt. Vorab ist zu wuirdigen, dass sowohl gemass den Aussagen der
Beschuldigten wahrend des Verfahrens (vgl. E. 11.C.2.4) als auch den Ausflihrun-
gen der Verteidigung anlasslich der Berufungsverhandlung (vgl. CAR pag.
5.200.018 N. 17) im Fokus gestanden habe, den Investoren eine gute Rendite
zu verschaffen, die Uberdies steuerfrei gewesen ware. Das Renditeversprechen
ist eines der pragenden Elemente eines Darlehens, bei dem den Geldgebern ein
garantierter Zins zugesichert wird.

Der Beteiligungsvertrag mit Put-Option (vgl. E. 11.C.2.3) ist folglich konkret mit
den Charakteristika einer Aktienbeteiligung sowie denjenigen eines Darlehens
(Art. 312 ff. OR) zu vergleichen.

Bei einer Aktienbeteiligung, bei der grundsatzlich das Verbot der Einlagerickge-
wahr gilt (Art. 680 Abs. 2 OR), entwickelt sich der Wert der Aktien dynamisch
gemass der Geschéaftsentwicklung und -erwartung. Die Aktionare haben dem-
nach keinen Anspruch auf Rickerstattung des investierten Betrags, sondern tra-
gen das Risiko, nur einen Bruchteil ihres investierten Betrages zuriickzuerhalten.
Weiter haben die Aktionare keinen Anspruch auf Zinsen und Dividenden dtirfen
nur unter restriktiven Voraussetzungen fir ein Geschaftsjahr ausgeschuttet wer-
den (Art. 675 OR). Aktionare haben Mitgliedschaftsrechte bei der Gesellschaft.
So kénnen sie im Besonderen an der Generalversammlung der Gesellschaft teil-
nehmen und dort Uber die Belange der Gesellschaft mitentscheiden (Art. 689 ff.
OR). Ein Darlehen gemass Art. 312 ff. OR ist hingegen dadurch gepragt, dass
eine Rickzahlungspflicht zum Nennwert fir das ausgeliehene Geld besteht und
das Darlehen — sofern vereinbart — zu einem fixen Betrag verzinst wird. Das Ge-
setz sieht keine Mitspracherechte des Darlehensgebers bezlglich der Angele-
genheiten des Darlehensnehmers vor.

Beim Beteiligungsvertrag ist durch die Put-Option dem Investor vertraglich zuge-
sichert, dass er den investierten Betrag auf eigenes Verlangen zurtckerhalt. Das
entspricht dem Wesen eines Darlehens, wo dem Darlehensnehmer zugesichert
wird, dass er den geliehenen Betrag nach einer bestimmten Zeit zurickerhalt.
Dagegen ist es nach dem Verbot des Einlagertickgewahrs (Art. 680 Abs. 2 OR)
grundsatzlich unzulassig, dem Aktionar seine Einlage zuriickzugeben. Zudem
entwickelt sich der Aktienpreis Ublicherweise dynamisch und ist von
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Geschaftsentwicklungen abhangig. Die Put-Option sah ferner vor, dass den Ak-
tionaren bei der Rickgabe der Aktien eine fixe Rendite zugesichert wurde. Dies
entspricht nicht den Charakteristika einer Aktienbeteiligung bzw. es ist unzulas-
sig, den Aktionaren eine garantierte Rendite zuzusichern. Stattdessen entspricht
dies vielmehr dem Wesen eines Darlehens, wonach den Darlehensnehmern ei-
nen fixen Zins versprochen wird. Weiter konnten die Investoren das mit ihren
Aktien der D. verbundene Stimmrecht anlasslich deren GV nicht austiben, son-
dern dieses wurde durch die B. ausgelbt. Faktisch hatten die Investoren damit
kein Mitspracherecht bei der D., sondern die B., welche Verkauferin der Aktien
der D. war, kontrollierte damit die D. Damit war die Position der Investoren be-
ziglich der Mitspracherechte vergleichbar mit derjenigen eines Darlehensge-
bers.

Als Zwischenfazit kann festgehalten werden, dass die Rechtsstellung der Inves-
toren mit der von Darlehensgebern vergleichbar war. Sie beinhaltete nicht die mit
Aktienbesitz sonst verbundenen Rechte, Pflichten und Risiken. Da die Investoren
der D. wirtschaftlich die Position von Darlehensgebern und nicht von Aktionaren
hatten, kann geschlossen werden, dass auch die Eigentumsubertragung an den
Aktien der D. nicht im Zentrum des Beteiligungsvertrags stand. Dies deckt sich
mit den Aussagen der Beschuldigten, denen zufolge es flr sie bzw. die G. Ge-
sellschaften wichtig gewesen sei, dass die Aktien der D. wieder ins Eigentum der
B. zurtickkehren sollten (vgl. E. 11.C.2.4). Entsprechend war die Eigentumsuber-
tragung an den Aktien der D. aus Sicht der Beschuldigten von Anfang an nur
voriibergehend. Die Ubertragung des Eigentums an den Aktien der D. an die
Investoren stand somit nicht im Fokus des Beteiligungsvertrags. Daran andert
auch die Tatsache nichts, dass die Put-Option erst nach einer bestimmten Zeit,
daflir dann unbefristet, austibbar war. Wirtschaftlich handelte es sich dabei viel-
mehr um einen Zeitraum, in welcher die Investoren nicht die Rickzahlung eines
bestehenden Darlehens fordern konnten. Die Verpflichtung der B. bestand aber
wahrend des gesamten Zeitraums.

Anlasslich der Berufungsverhandlung fuhrte die Verteidigung aus, dass beide
Parteien nicht mit der Austubung der Put-Option gerechnet hatten, weshalb die
Call-Option das pragende Vertragselement gewesen sei. Dies begrindete die
Verteidigung im Wesentlichen damit, dass eine Ruckzahlung der Investition mit-
tels Put-Option bei einem Scheitern des Geschaftsmodells der G. Gesellschaften
wirtschaftlich nicht méglich gewesen ware. Zwar hatte mittels Call-Option eine
Ruckzahlungspflicht der B. bestanden, diese ware aber allein vom Willen der B.
(Potestativbedingung) abhangig gewesen. Somit liege keine Publikumseinlage
vor (vgl. CAR pag. 5.200.029, N. 50 ff.). Zunachst kann entgegen der Verteidi-
gung nicht davon ausgegangen werden, dass die Investoren nicht mit der Zah-
lung der Put-Option gerechnet haben. Die Investoren konnten und durften
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aufgrund der verbindlichen vertraglichen Vereinbarung der Put-Option mit der B.
davon ausgehen, dass sie ihre Aktien der D. mit einer garantierten Rendite an
die B. wirden zuriickgeben kénnen, unabhangig davon, ob die B. ihre Call-Op-
tion ausiiben wirde. So hatten die Investoren die vertragliche Sicherheit, dass
sie eine garantierte Rendite flr ihre investierte Summe bekommen wirden. Denn
wenn zwei Parteien einen Vertrag schliessen, so haben sie damit gemass Art. 1
ff. OR manifestiert, dass sie gewillt sind, die daraus fliessenden Verbindlichkeiten
zu erfullen. Ware die Beschuldigte der Ansicht, die Put-Option sei nicht von ei-
nem rechtsgenuglichen Willen der Parteien getragen, da beide Parteien ohnehin
nicht mit der Erflillung der Put-Option gerechnet hatten, hatte die B. den Beteili-
gungsvertrag innerhalb eines Jahres seit Bekanntwerden des Willensmangels
anfechten muissen, ansonsten er als genehmigt gelten wirde (Art. 23 ff. OR).
Dies wurde jedoch nicht gemacht. Im Gegenteil hat die Beschuldigte einer Inves-
torin sogar versichert, dass die G. Gruppe ihr Geld schulde (EFD pag. 030 1018
f.). Dies lasst darauf schliessen, dass die Beschuldigte den Vertrag fir gliltig hielt.
Entsprechend kann nun nicht im Nachhinein behauptet werden, dass beide Par-
teien gar nicht mit einer Rickzahlung der Put-Option gerechnet und diese somit
gar nicht gewollt hatten. Nach dem Dargelegten kann entsprechend auch nicht
davon ausgegangen werden, dass die Ruckzahlungspflicht allein vom Willen der
B. abhangig gewesen sei. Zudem ware die Investition in die G. Gruppe ohne
zugesicherte Rendite hochst spekulativ gewesen. Ausgehend vom synallagma-
tischen Gleichgewicht darf daher angenommen werden, dass die Investoren
ohne Put-Option und garantierte Rendite nicht bereit gewesen waren, zu densel-
ben Konditionen Geld in die D. zu investieren. Entsprechend bildete die Put-Op-
tion einen wesentlichen Inhalt des synallagmatischen Gleichgewichts des Betei-
ligungsvertrags, wahrend die Eigentumsubertragung an den D. -Aktien nur vo-
ribergehend sein sollte (vgl. E. 11.C.2.4) und entsprechend nicht im Fokus stehen
konnte.

Weiter behauptet die Verteidigung, die Investoren hatten die Aktien der D. frei
handeln kénnen und ein Vorkaufsrecht hatte nicht durchgesetzt werden kdnnen
(vgl. CAR pag. 5.100.009, Ziff. 6). Dies ist unzutreffend, denn den Investoren
wurde nie unmittelbarer Besitz an den Inhaberaktien der D. verschafft (Art. 922
ff. ZGB). Vielmehr wurden die Inhaberaktien bei einem Notar hinterlegt. Da fur
eine Eigentumsubertragung die Besitzeslibertragung der Inhaberaktien erforder-
lich gewesen ware, war in Kombination mit dem vereinbarten Vorkaufsrecht an
den D. -Aktien ein Handel mit diesen Aktien fur die Investoren faktisch unmaéglich.

Nach dem Dargelegten stand beim Beteiligungsvertrag im Fokus, Geld von den
Investoren auf eine steuerrechtlich vorteilhafte Art und Weise sowie in Auslas-
sung der bankenrechtlichen Pflichten zu leihen und gleichzeitig den Investoren
eine Rendite zusichern zu kénnen. Die Eigentumsibertragung an den Aktien der
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D. stand hingegen nicht im Zentrum und war (auf Dauer) auch nicht von der Be-
schuldigten gewollt. Diese Intention zeigt sich nicht zuletzt auch daran, dass die
Beteiligungsvertrage eine beachtliche Qualitat und Grindlichkeit aufweisen. Ab-
schliessend fallt auf, dass selbst die Beschuldigte anlasslich ihrer Befragung an
der Berufungsverhandlung die Put-Option nur bezuglich der Zinsabrechnungen
und der steuerlichen Behandlung von einem Darlehen unterscheiden konnte, sie
ansonsten aber gleichsetzte (vgl. E. 11.2.4.3). Da die gewahlte Konstruktion wirt-
schaftlich einem Darlehen gleichkommt und den Beteiligungsvertrag massge-
blich pragte, ist der Beteiligungsvertrag mit Put-Option als Umgehungsgeschaft
von Art. 5 Abs. 3 lit. a BankV zu bezeichnen. In einer Gesamtbetrachtung handelt
es sich bei der Verbindlichkeit der Investoren gegeniber der B. aus dem Beteili-
gungsvertrag um eine Publikumseinlage im Sinne von Art. 5 Abs. 1 BankV.

Entgegennahme von Publikumseinlagen

Gemass konstanter Rechtsprechung des Bundesgerichts besteht die Entgegen-
nahme von Publikumseinlagen darin, dass das Unternehmen Verpflichtungen
gegenuber Dritten eingeht, d.h. selbst zum Rickzahlungsschuldner der entspre-
chenden Leistung wird (BGE 136 11 43 E. 4.2; 132 |l 382 E. 6.3.1). Damit misst
das Bundesgericht der Ruckzahlungsverpflichtung fur die empfangene Leistung
(Urteil des BGer 2C_345/2015 vom 24. November 2015 E. 7.1 und 7.4.3) bzw.
dem unbedingten Anspruch auf Rickleistung der getatigten Investition (Urteil des
BGer 2C_352/2016 vom 9. Dezember 2016 E. 3.3) eine entscheidende Bedeu-
tung fir die Erflllung des Einlagebegriffs bei. Die Doktrin bezeichnet das Tatbe-
standselement der Verpflichtung als eine vertraglich begriindete Leistungspflicht,
wobei es sich um eine Verpflichtung zu einer Geldleistung handeln muss. Die
Verpflichtung zu einer Geldleistung stellt die priméare Leistungspflicht dar. Indes-
sen werden sekundare Leistungspflichten auf Geldleistung, welche sich lediglich
aus einer Stérung von nicht auf Geldleistung gerichteten primaren Leistungs-
pflichten ergeben, wie zum Beispiel Schadenersatzanspriiche aufgrund von
Schlecht- oder Nichterflllung oder vertragliche Ruckabwicklungsforderungen,
nicht vom Einlagebegriff erfasst (vgl. SCHONKNECHT, a.a.0., S. 312 f.).

Die B. ging die Verbindlichkeit gegenuber ihren Investoren durch den Abschluss
und Vollzug der Beteiligungsvertrage mit Put-Option ein. Die Publikumseinlagen
wurden daher auch entgegengenommen. Die Entgegennahme endete mit dem
Konkurs der B. am 12. Dezember 2017.

Gewerbsmassigkeit

Gemass Art. 6 Abs. 1 lit. a und b BankV handelt gewerbsmassig im Sinne des
BankG, wer dauernd mehr als 20 Publikumseinlagen entgegennimmt; oder sich
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offentlich zur Entgegennahme von Publikumseinlagen empfiehlt, selbst wenn in
der Folge weniger als 20 Publikumseinlagen entgegengenommen werden.

Wie unter E. 11.C.4.2 ausgefuhrt, nahmen die G. Gesellschaften Uber mehrere
Jahre gleichzeitig mehr als 20 Publikumseinlagen (zur rechtlichen Qualifikation
der eingegangenen Verbindlichkeiten vgl. E. 1ll.1.4) entgegen, wobei nur in zwei
Fallen eine vortibergehende Begleichung der Verbindlichkeiten stattfand (zur An-
zahl der Glaubiger der B. vgl. E. 11.C.4.2). Dabei handelt es sich um eine dau-
ernde Entgegennahme von Publikumseinlagen. Weitere Ausfiihrungen erlbrigen
sich dazu. Damit handelten die G. Gesellschaften gewerbsmassig (vgl. E.
[.1.6.1).

Als offentliche Empfehlung zur Entgegennahme von Publikumseinlagen im Sinne
von Art. 6 Abs. 1 lit. b BankV gilt bereits, wenn eine Person einen professionellen
Vermittler beizieht. Dabei ist unerheblich, ob sich der Vermittler nur an ihm bereits
bekannte Personen gerichtet hat. Entscheidend ist allein, dass er in seiner Ei-
genschaft als professioneller Vermittler gehandelt hat und sich seine Tatigkeit
nicht auf einige wenige Geschéafte oder eine kleine Anzahl bestimmter Personen
beschrankte und der Vermittler frei ist, an eine Vielzahl von mdglichen Anlegern
zu gelangen. Dies ist namentlich dann der Fall, wenn der Auftraggeber auf die
Anzahl der vom Vermittler kontaktierten potenziellen und auch tatsachlichen An-
leger keinen Einfluss hat (Urteil des Bundesverwaltungsgerichts B-1645/2007
vom 17. Januar 2008 E. 4.1).

Die B. und D. beauftragten mit der F. AG eine professionelle Vermittlerin, die eine
Vielzahl, in jedem Fall mehr als 20, Investoren ansprach und so den G. Gesell-
schaften samtliche Investoren vermittelte. Damit machte die D. bzw. B. 6ffentlich
Werbung und empfahlen sich damit 6ffentlich fur die Entgegennahme von Publi-
kumseinlagen. Damit handelten die G. Gesellschaften auch im Sinne von Art. 6
Abs. 1 lit. b BankV gewerbsmassig.

Ausnahmebestimmung von der Gewerbsmassigkeit gemass Art. 6 Abs. 2 BankV

Nicht gewerbsmassig im Sinne des BankG handelt, wer dauernd mehr als 20
Publikumseinlagen entgegennimmt oder sich 6ffentlich dafir empfiehlt, wenn er
(a.) Publikumseinlagen von gesamthaft hochstens 1 Million Franken entgegen-
nimmt; (b.) kein Zinsdifferenzgeschaft betreibt; und (c.) die Einlegerinnen und
Einleger, bevor sie die Einlage tatigen, schriftlich oder in einer anderen Form, die
den Nachweis durch Text ermoglicht, dariber informiert, dass er von der FINMA
nicht beaufsichtigt wird, und die Einlage nicht von der Einlagensicherung erfasst
wird (Art. 6 Abs. 2 BankV).
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Wie unter E. 1ll.1.4 gezeigt, nahm die Beschuldigte dauernd Publikumseinlagen
von mehr als einer Million entgegen (Art. 6 Abs. 2 lit. a BankV). Zudem wurden
die gemass Art. 6 Abs. 2 lit. ¢ BankV erforderlichen Informationen nicht an die
Investoren gegeben (keine sandbox Regelung). Da bereits die Voraussetzungen
von Art. 6 Abs. 2 lit. a und ¢ BankV nicht erflllt sind, kann offenbleiben, ob die G.
Gesellschaften ein Zinsdifferenzgeschaft im Sinne von Art. 6 Abs. 2 lit. b BankV
betrieben haben oder nicht. Eine Ausnahmeregelung von Art. 6 Abs. 2 BankV ist
damit nicht einschlagig.

Unbefugterweise
Die B. und die D. verfuigten Uber keine Bewilligung der FINMA oder waren sonst
berechtigt, gewerbsmassig Publikumseinlagen entgegenzunehmen. Entspre-

chend handelte sie unbefugterweise.

Damit kann festgehalten werden, dass der objektive Tatbestand von Art. 46
Abs. 1 lit. a BankG erfullt ist.

Subjektiver Tatbestand und Sachverhaltsirrtum

Art. 46 Abs. 1 lit. a BankG verlangt ein vorsatzliches Handeln. Vorsatzlich begeht
ein Verbrechen oder Vergehen, wer die Tat mit Wissen und Willen ausfihrt. Vor-
satzlich handelt bereits, wer die Verwirklichung der Tat fir moéglich halt und in
Kauf nimmt (Art. 12 Abs. 2 StGB). Handelt der Tater in einer irrigen Vorstellung
Uber den Sachverhalt, so beurteilt das Gericht die Tat zugunsten des Taters nach
dem Sachverhalt, den sich der Tater vorgestellt hat (Art. 13 Abs. 1 StGB). Einem
Sachverhaltsirrtum unterliegt demnach, wer von einem Merkmal eines Straftat-
bestands keine oder eine falsche Vorstellung hat. In diesem Fall fehlt dem Irren-
den der Vorsatz zur Erfullung der fraglichen Strafnorm (BGE 129 IV 238 E. 3.1;
Urteil des Bundesgerichts 6B_825/2019 vom 6. Mai 2021 E. 5.2.3).

Irrtumsproblematiken

Die Beschuldigte liess anlasslich ihres Parteivortrages in der Berufungsverhand-
lung ausflihren, sie habe stets interne und externe Spezialisten, insbesondere
RA Q., sowie die entsprechenden Revisionsstellen mit der Einhaltung der ban-
kenrechtlichen Vorgaben betraut. Diese hatten nie Beanstandungen vorge-
bracht. Deshalb sei sie davon ausgegangen, dass ihr Verhalten rechtmassig sei
(CAR pag. 5.200.036 ff., N. 75 ff.). Die Beschuldigte selbst ausserte sich im Rah-
men der Einvernahme an der erstinstanzlichen Hauptverhandlung dahingehend,
dass sie einerseits davon ausgegangen sei, dass das von ihr gewahlte «Kapital-
einlagekonzept» mit Put-Optionen keine Publikumseinlage im Sinne von Art. 1
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Abs. 2 BankG sei, da sie aufgrund der rechtlichen Beratung von RA Q. davon
ausgegangen sei, dass es sich um Eigenkapital handle. Andererseits macht die
Beschuldigte anlasslich ihrer Einvernahmen geltend, sie sei (pauschal) davon
ausgegangen, dass die gewahlte Investitionsvariante mittels Beteiligungsvertra-
ges mit Put-Option erlaubt sei (vgl. E. 11.C.2.4. 2 f.).

Bei der Frage nach der Bewilligungspflicht handelt es sich um ein rechtlich ge-
pragtes Tatbestandsmerkmal. Die irrige Vorstellung Uber das Tatbestandsmerk-
mal der Bewilligungspflicht gilt nach der Rechtsprechung daher als Sachver-
haltsirrtum im Sinne von Art. 13 StGB (Urteile des Bundesgerichts 6B_63/2017
vom 17. November 2017 E. 3.2 f.; 6B_524/2016 vom 13. Februar 2017 E. 1.4.4;
6B_1046/2015 vom 28. April 2016 E. 4.4; 6S.50/2005 vom 6. Oktober 2005 E.
4.3). Wenn der Tater zwar richtig erkennt, dass es sich um Publikumseinlagen
im Sinne der Bankengesetzgebung handelt, aber dennoch das gesetzliche Ver-
bot ihrer gewerbsmassigen Entgegennahme nicht kennt, liegt ein Irrtum Gber die
Rechtswidrigkeit im Sinne von Art. 21 StGB vor (Urteil des Bundesgerichts
6B_63/2017 vom 17. November 2017 E. 3.4).

Wird die Aussage der Beschuldigten so verstanden, dass sie sich tber den Cha-
rakter der Put-Option als Publikumseinlage geirrt hatte, so hatte sie sich Gber die
rechtliche Qualifikation der getéatigten Investitionen als Publikumseinlage geirrt.
Da die Qualifikation als Publikumseinlage ein Tatbestandsmerkmal darstellt,
hatte sie sich in einem Sachverhaltsirrtum befunden (vgl. sogleich unten E.
[11.2.2). Wenn die Aussage der Beschuldigten hingegen so zu verstehen ist, dass
sie sich trotz Kenntnis der Qualifikation der Put-Option als Publikumseinlage tber
die Rechtmassigkeit des geplanten Vorgehens geirrt hatte, wéare ein Verbotsirr-
tum zu prufen (vgl. E. 111.4).

Vorliegen eines Sachverhaltsirrtums

Der geltend gemachte Sachverhaltsirrtum der Beschuldigten bezlglich der Ent-
gegennahme von Publikumseinlagen (vgl. oben E. 111.1.4) ist einerseits unter dem
Aspekt des bewussten Nichtwissens und einer Parallelwertung in der Laien-
sphéare zu prufen. Vorab ist darauf hinzuweisen, dass, wie unter E. 11.C.4.6 ge-
zeigt, nicht davon ausgegangen werden kann, dass RA Q. die Beschuldigte tber-
haupt zur bankenrechtlichen Zuldssigkeit des Investitionsmodells beraten hat.
Sollte er dies jedoch getan haben, gilt das Folgende:

Bewusstes Nichtwissen der Beschuldigten

Unzutreffende Vorstellungen Uber rechtlich gepragte Tatbestandsmerkmale fiih-
ren indes nicht in jedem Fall zum Ausschluss des Vorsatzes. Wer sich bewusst
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fur Nichtwissen entscheidet, kann sich nicht darauf berufen, er habe die Tatbe-
standsverwirklichung nicht im Sinne von Art. 12 Abs. 2 StGB fur moglich gehal-
ten. Wer weiss, dass er nichts weiss, irrt nicht. Bewusste Nichtkenntnis eines
Sachverhalts ist daher nicht als Sachverhaltsirrtum im Sinne von Art. 13 StGB zu
behandeln (BGE 135 IV 12 E. 2.3.1; Urteile des Bundesgerichts 6B_1236/2018
vom 28. September 2020 E. 1.6.4; 6B_910/2019 vom 15. Juni 2020 E. 2.2.4.4).
Nicht auf einen Sachverhaltsirrtum berufen kann sich insbesondere, wer weiss,
dass die von ihm entgegengenommenen Gelder mdglicherweise als Publikums-
einlagen zu qualifizieren sind und als solche einer Bewilligung unterliegen (Urteil
des Bundesgerichts 6B_63/2017 vom 17. November 2017 E. 3.3). Wenn sich je-
mand im Bereich des regulierten Finanzmarkts bewegt, muss er sich mit der
Frage von erlaubnispflichtigen Finanzmarktaktivitaten befassen und vor dem
Marktauftritt bei der Aufsichtsbehorde abklaren, ob das angebotene Finanzpro-
dukt tatsachlich nicht bewilligungspflichtig ist. Wenn jemand solche Abklarungen
unterlassen hat, hat er sich bewusst fir das Nichtwissen entschieden, weshalb
er sich in diesem Fall nicht auf einen Sachverhaltsirrtum im Sinne von Art. 13
StGB berufen kann (Urteil des Bundesgerichts 6B_1355/2020 vom 14. Januar
2022 E. 5.4.4; zu einem ahnlich gelagerten Fall: Urteil der Berufungskammer
CA.2022.10 vom 1. Dezember 2022 E. 6.2.4 und 6.3.3).

Im vorliegenden Fall ist unbestritten, dass sich die Beschuldigte einer moglichen
bankenrechtlichen Problematik bewusst war. Das ergibt sich aus ihren eigenen
Aussagen (vgl. E. I1.2.4.1 f., wo sie beschreibt, dass sie von der P. Bank auf die
bankenrechtliche Problematik hingewiesen worden sei und sie die bankenrecht-
lichen Bestimmungen durchgelesen habe) und der Tatsache, dass sie offenbar
Berater hinzugezogen hat, die die bankenrechtliche Problematik fiir sie klaren
sollten (vgl. E. 11.2.4.1 f.). Gleichzeitig hat die Beschuldigte es unterlassen, Ab-
klarungen bei den zustandigen Behorden vorzunehmen oder vornehmen zu las-
sen. Sie hat sich — so wird es jedenfalls geltend gemacht und es ist zu Gunsten
der Beschuldigten auf diesen Standpunkt abzustellen — auf die Auskunfte ihrer
Berater, insbesondere RA Q., verlassen. Gemass der Rechtsprechung (vgl. E.
[11.2.2.1.1) hat sie sich durch die unterlassenen Abklarungen bei den zustandigen
Behorden, namentlich der FINMA, bewusst fiir Nichtwissen entschieden. In die-
sem Sinne kann sie sich bezuglich der Qualifikation der Put-Option als Publikum-
seinlage selbst unter Annahme einer allfalligen fehlerhaften Beratung durch RA
Q. nicht auf einen Sachverhaltsirrtum berufen. Dieser ist entsprechend zu ver-
neinen und steht dem vorsatzlichen Handeln der Beschuldigten nicht entgegen.

Soweit die Beschuldigte geltend macht, die Revisionsstellen T. und AA. hatten
die bankenrechtliche Zulassigkeit des gewahlten Investitionsmodells bestatigt, ist
auf die Berichte der T. vom 30. Juni 2011 (EFD pag. 010, 172 ff.) sowie der AA.
vom 30. Juni 2012 (EFD pag. 010, 191 ff.) zu verweisen. In diesen wird
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klargestellt, dass lediglich die Jahresrechnung geprift wurde. Die bankenrechtli-
che Behandlung der strittigen Beteiligungsvertrdge wurde durch die Revisions-
stellen nicht geprift und war auch nicht in deren Prifungsauftrag gemass Art.
729a OR erfasst. Im Ubrigen gilt das oben Gesagte (vgl. E. 111.2.2.1). Die Be-
schuldigte und ihr Verteidiger beharren jedoch darauf, dass die Banken (insbe-
sondere NN. und die S. Bank) die bankenrechtliche Zulassigkeit der Beteiligungs-
vertrage Uberprift hatten. Dazu ist auf die zutreffenden Ausfiihrungen des Ver-
teidigers anlasslich der Berufungsverhandlung zu verweisen, wonach der Fokus
dieser Banken nicht auf der bankenrechtlichen Zulassigkeit der Anschubfinanzie-
rung, d.h. der Beteiligungsvertrage, gelegen habe (CAR pag. 5.200.022, N. 28).
Weitere Ausfiihrungen eriibrigen sich damit. Im Ubrigen wiirde das oben Darge-
stellte (vgl. E. 111.2.2.1) sinngemass gelten.

Parallelwertung in der Laiensphare

Weiter ist beachtlich, dass das fur den Vorsatz notwendige Wissen (vgl. Art. 18
Abs. 2 aStGB) nicht die juristisch exakte Erfassung des gesetzlichen Begriffs vo-
raussetzt. Vielmehr genugt es, wenn der Tater den Tatbestand so verstanden
hat, wie es der landlaufigen Anschauung eines Laien entspricht (sog. Parallel-
wertung in der Laiensphare). Er muss also die Tatbestandsmerkmale nicht in ih-
rem genauen rechtlichen Gehalt erfassen, sondern lediglich eine zutreffende
Vorstellung von der sozialen Bedeutung seines Handelns haben. Die dem Merk-
mal innewohnende rechtliche Wertung muss bloss in dem Umfang vollzogen wer-
den, als es fur einen Nichtjuristen moglich ist (Urteile des Bundesgerichts
6B_734/2020 vom 7. September 2020 E. 4.2.4 und E. 4.3.5; 6B_196/2018 vom
19. September 2018 E. 1.2.3).

Sofern die Beschuldigte irrigerweise davon ausgegangen sein sollte, dass es sich
um einen Anwendungsfall von Art. 5 Abs. 3 lit. a BankV handelt — d.h. um Gelder,
die eine Gegenleistung aus einem Vertrag lber die Ubertragung von Eigentum
oder aus einem Dienstleistungsvertrag darstellen oder als Sicherheitsleistung
Ubertragen werden — war aufgrund der Konditionen des Beteiligungsvertrags
auch fir einen Laien und erst recht fur die juristisch gebildete Beschuldigte er-
kennbar, dass die im Beteiligungsvertrag vereinbarte Put-Option wirtschaftlich
einem Darlehen gleichkommt und folglich eine Verpflichtung im Sinne des BankG
darstellt (vgl. E. 111.1.4). Dies gilt im vorliegenden Fall umso mehr, da die Beschul-
digte angibt, die bankenrechtlichen Bestimmungen durchgelesen zu haben (vgl.
E. 1.2.4.2 f.). Uber die rechtserhebliche Definition der Publikumseinlage geméass
Art. 5 BankV war die Beschuldigte demnach im Klaren. Als Juristin musste ihr
zumindest im Rahmen einer Parallelwertung in der Laiensphare klar sein, dass
das von ihr gewahlte Vorgehen ein Umgehungsgeschaft der bankenrechtlichen
Bestimmung darstellt und Geldleistungen der Investoren and die B. und D. nicht
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definitiv ist, sondern die latente Verpflichtung der B. bestand, den von den Inves-
toren geleistete Betrag zurlickzuerstatten. In diesem Sinne héatte sich die Be-
schuldigte auch nicht auf eine allfallige Einschatzung von RA Q. zur bankenrecht-
lichen Problematik verlassen diirfen, sondern hatte selbst merken miissen, dass
der Beteiligungsvertrag mit Put-Option mit den bankenrechtlichen Bestimmungen
in Konflikt geraten kénnen. Auch aus diesem Grund ware ein Sachverhaltsirrtum
der Beschuldigten abzulehnen.

Selbst wenn zugunsten der Beschuldigten davon ausgegangen wirde, dass RA
Q. ihr die bankenrechtliche Konformitat des gewahlten Vorgehens bestatigt hatte,
kann sie sich dennoch nicht auf einen Sachverhaltsirrtum Uber die bankenrecht-
liche Zulassigkeit ihres Geschaftskonzepts berufen. Denn wie bereits aufgezeigt,
hat sich die Beschuldigte einerseits durch die fehlenden Abklarungen bei der
FINMA bewusst fur Nichtwissen entschieden (vgl. E. lll.2.2.1). Andererseits
musste ihr aufgrund einer Parallelwertung in der Laiensphéare klar sein, dass es
sich beim gewahlten Vorgehen lediglich um ein Umgehungsgeschaft der banken-
rechtlichen Bestimmungen gehandelt hatte (vgl. E. 111.2.2.2). Entsprechend
konnte in antizipierter Beweiswurdigung auf die Einvernahme von R. verzichtet
werden. Daran vermag auch das anlasslich der Berufungsverhandlung zu den
Akten «Eidesstattliche Erklarung» von R. nichts zu andern.

In diesem Sinne kann festgehalten werden, dass die Beschuldigte keinem vor-
satzausschliessenden Sachverhaltsirrtum erlegen ist. Da sich die Beschuldigte
stets im Klaren Uber den Sachverhalt war und diesen auch wollte (vgl. E. 111.2.1
f.), handelte sie zumindest eventualvorsatzlich.

Die Beschuldigte macht keine Rechtfertigungsgriinde geltend und es sind auch
keine solchen ersichtlich.

Verbotsirrtum

Soweit die Beschuldigte geltend macht, dass sie aufgrund der Rechtsauskunft
durch RA Q. pauschal davon ausgegangen sei, dass das Verhalten rechtmassig
sei, ist ein schuldausschliessender Verbotsirrtum nach Art. 21 StGB zu priifen
(vgl. E. 11.2.1). Die Beschuldigte macht geltend, durch den Beizug von Spezialis-
ten sei sie einem schuldausschliessenden Verbotsirrtum erlegen (CAR pag.
5.200.042, N. 91 ff.).

Gemass Art. 21 Satz 1 StGB handelt nicht schuldhaft, wer bei Begehung der Tat
nicht weiss und nicht wissen kann, dass er sich rechtswidrig verhalt, er mithin
irrtimlich und aus zureichenden Griinden annimmt, sein Tun sei erlaubt. Ein Ver-
botsirrtum (auch Rechtsirrtum genannt) ist ausgeschlossen, wenn der Tater
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aufgrund seiner laienhaften Einschatzung weiss, dass sein Verhalten der Rechts-
ordnung widerspricht, wenn er also in diesem Sinne das unbestimmte Empfinden
hat, etwas Unrechtes zu tun (Urteile 6B_274/2021 vom 1. Dezember 2021 E.
1.3.4; 6B_1323/2019 vom 13. Mai 2020 E. 4.3.1; 6B_811/2019 vom 15. Novem-
ber 2019 E. 2.3.2; 6B_1207/2018 vom 17. Mai 2019 E. 3.3, nicht publ. in: BGE
145 IV 185; je mit Hinweisen). Nach Rechtsprechung des Obergerichts Zirich
deutet bereits der Umstand, dass sich der Beschuldigte hinsichtlich bei Rechts-
experten erkundigt und abgesichert haben will fir ein «bloss unbestimmtes Emp-
finden, [...] etwas Unrechtes zu tun» (Urteil des Obergerichts Zirich SB130137
vom 31. Marz 2014 E. 3.7.15). Weiss ein Beschuldigter, dass ein Verhalten im
Grenzbereich von Normen liegt und/oder wenn die Rechtslage wie so oft umstrit-
ten ist, weiss der Tater um eine eventuelle Rechtswidrigkeit. Daran andert sich
auch nichts, wenn der Experte selbst eine unrechtsverneinende Auskunft erteilt
hat. Der alles entscheidende Informationsstand ist vorhanden und damit fir den
Verbotsirrtum kein Platz. Der rechtstreue Burger hat ein Verhalten, das in einer
rechtlichen Grauzone liegt, zu meiden - und zwar ausnahmslos (GODENZzI, Ver-
botsirtum aufgrund anwaltlicher oder gutachterlicher Beratung, in: Jo-
sitsch/Schwarzenegger/Wohlers (Hrsg.), Festschrift fur Andreas Donatsch, Zu-
rich 2017, S. 57 ff., 71 f.).

Der Beschuldigten waren die Kriterien der unbefugten Entgegennahme von Pub-
likumseinlagen bekannt, und sie war sich der bankenrechtlichen Problematik be-
wusst (vgl. E. 11.C.2.4.2 f., wo sie angibt, die bankenrechtlichen Bestimmungen
durchgelesen zu haben). Aufgrund der gewahlten Konstruktion der Beteiligungs-
vertrage mit Put-Option zwischen den Investoren und der B. (vgl. E. 11.C.4.1),
sowie der vergleichbaren Konditionen zu einem Darlehensgeschaft (vgl. E.
[11.1.4), mussten bei der Beschuldigten mindestens unbestimmte Zweifel aufkom-
men, ob es sich beim gewahlten Vorgehen effektiv um ein bankenrechtlich bewil-
ligungsfreies Geschaft oder ob es sich vielmehr um ein (verbotenes) Umge-
hungsgeschaft handelte, das unter den bankenrechtlichen Begriff der Publikum-
seinlage fallt. Entsprechend hatte ihr auch klar sein missen, dass sie sich min-
destens in einem rechtlichen Graubereich bewegte und auch bei einer positiven
Auskunft von Rechtsanwalt Q. von dem gewahlten Vorgehen hatte Abstand neh-
men mussen. Dies gilt umso mehr, als die Beschuldigte selbst deutsche Voll-
Juristin ist (vgl. E. 11.C.2.4.2) und ihr somit bekannt sein musste, dass Umge-
hungsgeschafte grundsatzlich nicht geschiitzt werden. Entsprechend musste ihr
folglich auch klar gewesen sein, dass die gewahlte Konstruktion zu bankenrecht-
lichen Beanstandungen fiihren kdnnte. Dass sie sich dieser bankenrechtlichen
Problematik bewusst war und zumindest leise Zweifel an der Rechtmassigkeit
des gewahlten Vorgehens hegte, manifestierte sich nicht zuletzt daran, dass sie
einen (angeblichen) Spezialisten, RA Q., fur bankenrechtliche Fragen beigezo-
gen haben wollte (vgl. E. 11.2.4.2 f.). Damit scheidet ein Verbotsirrtum aus.
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Zusammenfassend ist festzuhalten, dass sich die Beschuldigte der unbefugten
Entgegennahme von Publikumseinlagen schuldig gemacht hat. Sie ist diesbe-
zuglich schuldig zu sprechen.

Strafzumessung

Das Gericht misst die Strafe nach dem Verschulden des Taters zu. Es berick-
sichtigt das Vorleben und die persdnlichen Verhaltnisse sowie die Wirkung der
Strafe auf das Leben des Taters (Art. 47 Abs. 1 StGB). Das Verschulden wird
nach der Schwere der Verletzung oder Gefahrdung des betroffenen Rechtsguts,
nach der Verwerflichkeit des Handelns, den Beweggriinden und Zielen des Ta-
ters sowie danach bestimmt, wie weit der Tater nach den inneren und ausseren
Umstanden in der Lage war, die Gefahrdung oder Verletzung zu vermeiden
(Art. 47 Abs. 2 StGB).

Fur die Bemessung des Verschuldens (Art. 47 Abs. 1 Satz 1 StGB) sind zunachst
samtliche Tatkomponenten zu bertcksichtigen. Die Bewertung des Verschul-
dens wird in Art. 47 Abs. 2 StGB dahingehend prazisiert, dass einerseits die ob-
jektiven Tatkomponenten wie die Schwere der Verletzung bzw. Gefahrdung des
betreffenden Rechtsgutes (bei Vermogensdelikten z.B. Deliktsbetrag) und die
Verwerflichkeit des Handelns (Art und Weise der Herbeifihrung des Erfolges,
kriminelle Energie) zu bertcksichtigen sind. Andererseits sind fur die Bewertung
des Verschuldens subjektive Tatkomponenten wie die Beweggrinde und Ziele
des Taters (Tatmotiv) sowie das «Mass an Entscheidungsfreiheit» beim Tater
von Bedeutung. In einem weiteren Schritt sind sodann die Taterkomponenten
gemass Art. 47 Abs. 1 Satz 2 StGB zu wurdigen. In diesem Zusammenhang sind
das Vorleben des Taters, seine personlichen Verhaltnisse sowie das Verhalten
nach der Tat und im Strafverfahren zu bertcksichtigen.

Die Vorinstanz hielt eine gedankliche Einsatzstrafe von 150 Tagessatzen fur
schuldangemessen und reduzierte diese aufgrund der Nahe zum Verjahrungs-
eintritt um 30 Tagessatze. Letztlich verurteilte sie die Beschuldigte im Ergebnis
zu einer auf zwei Jahren aufgeschobenen Geldstrafe von 120 Tagessatzen zu
Fr. 30.00 (Urteil SK.2025.43 E. 9). Das EFD schloss sich anlasslich der Beru-
fungsverhandlung vom 21. Mai 2026 dieser Auffassung an (CAR pag.
5.200.011).

Unter Wirdigung des objektiven und subjektiven Tatverschuldens halt die Be-
schuldigte anlasslich ihres Parteivortrages anlasslich der Berufungsverhandlung
im Falle eines Schuldspruchs eine gedankliche Einsatzstrafe von 90 Tagessat-
zen flr angemessen. Diese sei um einen Drittel zu mildern. Eine Strafreduktion
wegen fehlendem Gestandnis macht sie aufgrund ihres Standpunkts in der
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Hauptsache (Freispruch) denklogisch nicht geltend. Es sei zudem der Minimal-
tagessatz von Fr. 10.00 auszusprechen und den Vollzug der Geldstrafe unter
Ansetzung einer Probezeit von zwei Jahren aufzuschieben (CAR pag. 5.200.043
ff., N. 97 ff.).

Konkrete Strafzumessung

Strafrahmen

Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe wird bestraft, wer vorsatz-
lich unbefugterweise Publikums- oder Spareinlagen entgegennimmt (Art. 46 Abs.
1 lit. a BankG).

Tatkomponenten

Hinsichtlich des objektiven Tatverschuldens ist zu berucksichtigen, dass die Be-
schuldigte im Rahmen ihrer zurechenbaren Geschaftstatigkeit nachweislich erst
Ende Juli 2012 die Schwelle von 20 Investoren Uberschritten hatte
(vgl. E. 11.C.4.1 ff.). Allerdings nahm sie nicht nur gewerbsmassig Publikumsein-
lagen entgegen, sondern hat sich auch 6ffentlich zu deren Entgegennahme emp-
fohlen (vgl. E. 1ll.1.4 ff.). Dagegen bewegte sich die Anzahl und der H6he der
Publikumseinlagen auf vergleichsweise Uberschaubarem Niveau (vgl. E. 1.C.2.6)
und die Schwelle von 20 entgegengenommenen Publikumseinlagen wurde nur
leicht Uberschritten (vgl. E. 11.C.2.5). Der Ruf und die Funktionsfahigkeit des Fi-
nanzplatzes Schweiz waren daher nur in geringem Umfang gefahrdet. Entspre-
chend ist das objektive Tatverschulden der vorliegend zu beurteilenden Tat als
leicht einzustufen.

Die Beschuldigte handelte in subjektiver Hinsicht mindestens eventualvorsatzlich
(vgl. E. lll.2). Die Tat ware ohne Weiteres vermeidbar gewesen, erfolgte aber
nicht mit hoher krimineller Energie. Auch das subjektive Tatverschulden ist damit
als leicht zu bewerten. Nur der Vollstandigkeit halber ist zu erwahnen, dass die
Beschuldigte keineswegs — wie von ihr behauptet — von den G. Gesellschaften
nur einen minimalen Lohn bezogen hatte (CAR pag. 5.200.044, N. 102). Vielmehr
geht aus der Bilanz der B. 2014/2015 hervor, dass sie innert rund flnf Jahren seit
der Grindung der B. von dieser Bezlige in der Hohe von Fr. 757°480.57 tatigte,
was einem Jahreslohn von rund Fr. 150°000.00 entspricht (EFD pag. 010 148).

Aufgrund des leichten Tatverschuldens der Beschuldigten ist fur den vorliegend
zu beurteilenden Verstoss gegen Art. 46 Abs. 1 lit. a BankG eine Einsatzstrafe
von 150 Strafeinheiten angemessen.
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Bezuglich der Taterkomponenten ist folgendes festzuhalten: Die Beschuldigte.
ist nicht vorbestraft. Die Beschuldigte zeigte sich wahrend dem Strafverfahren
zwar kooperativ, von einem Gestandnis oder Reue kann aber nicht ausgegangen
werden. So zeigte sie wahrend dem ganzen Verfahren nur wenig Reue oder Ein-
sicht, sondern versuchte ihre Taten im Wesentlichen durch eine falsche Bera-
tung, insbesondere durch RA Q., zu rechtfertigen (zuletzt: vgl. E. 11.C.2.4.2 f.).
Wie die Beschuldigte selbst anerkennt, ist ihr daflir keine Strafreduktion zu ge-
wahren (vgl. E. IV.4). Darlber hinaus geben die Taterkomponenten keinen An-
lass zu weiteren Bemerkungen (vgl. Urteil SK.2024.54, E. 9.5) und sind als neut-
ral zu gewichten.

Vorliegend ist die Einsatzstrafe von 150 Strafeinheiten aufgrund des Zeitablaufs
(Art. 48 lit. e StGB) um einen Funftel, entsprechend 30 Tagessatzen, zu mindern
(zur Unterscheidung von Strafminderung und -milderung vgl. BGE 116 IV 11).
Entsprechend ist eine Geldstrafe von 120 Tagessatzen tat- und taterangemes-
sen.

Hohe des Tagessatzes

Ausgehend von einem Jahreseinkommen (im Jahr 2024) bestehend aus vier Al-
tersrenten von insgesamt Fr. 15’144.00 (CAR pag. 4.401.022) und unter Berick-
sichtigung eines Abzugs von 10 % fur die Krankenkassenpramien (die Beschul-
digte zahlt mangels steuerbaren Einkommens und Vermdgens keine Steuern,
vgl. CAR pag. 4.401.016) rechtfertigt es sich, einen Tagessatz von 30 Franken
fur die der Beschuldigten aufzuerlegende Geldstrafe (vgl. E. 1V.5.4) zu veran-
schlagen (Art. 34 Abs. 2 StGB). Die Schulden der Beschuldigten bleiben unbe-
ricksichtigt, da sie diese aktuell nicht zurtickzahlt (vgl. E. VII.3 und 6).

Art und Vollzug der Strafe

Bei einer Strafe von 120 Strafeinheiten ist fur die bisher strafrechtlich unbeschol-
tene Beschuldigte eine Geldstrafe auszusprechen (Art. 41 StGB). Der Vollzug
der Geldstrafe ist unter Ansetzung der minimalen Probezeit von zwei Jahren auf-
zuschieben (Art. 42 und 44 StGB).

Erstinstanzliche Kosten und Entschadigungsfolgen

Die Vorinstanz hatte der Beschuldigten Fr. 6°850.00 Verfahrenskosten, beste-
hend aus Verfahrenskosten der Verwaltung von Fr. 4’850.00 sowie Verfahrens-
kosten des erstinstanzlichen Gerichts von Fr. 2°000.00 auferlegt. Da die Beschul-
digte erstinstanzlich verurteilt wurde, erfolgte die vollumfangliche Kostenauflage
an die Beschuldigte zu Recht (Art. 97 Abs. 1 VStrR i.V.m. Art. 426 Abs. 1 StPO).
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Die Hoéhe der erstinstanzlich verlegten Verfahrenskosten erweist sich zudem als
angemessen und ist ausgewiesen. Entsprechend sind der Beschuldigten die Ver-
fahrenskosten der Verwaltung sowie die erstinstanzlichen Gerichtskosten von
insgesamt Fr. 6’850.00 aufzuerlegen. Aus denselben Uberlegungen hat die Vo-
rinstanz auch die Entschadigungsforderung der Beschuldigten zu Recht abge-
wiesen (Art. 429 Abs. 1 StPO e contrario). Auf die entsprechenden korrekten
Ausfihrungen zu den Kosten- und Entschadigungsfolgen im Urteil SK.2024.54
vom 29. August 2025 E. 11 kann verwiesen werden.

Kosten- und Entschadigungsfolgen im Berufungsverfahren

Die Gerichtskosten fir das Berufungsverfahren sind in Anwendung von Art. 73
Abs. 1 lit. a und b StBOG und Art. 3 lit. ¢ StBOG; Art. 1, 5, 7 und 9 des Regle-
ments des Bundesstrafgerichts Uber die Kosten, Gebihren und Entschadigun-
gen in Bundesstrafverfahren (BStKR; SR.173.713.162) mit Fr. 5°000.00 (inkl.
Auslagen) zu veranschlagen. Die Auferlegung der Kosten des Rechtsmittelver-
fahrens richtet sich gemass Art. 428 StPO nach Obsiegen und Unterliegen. Ob
bzw. inwieweit eine Partei im Sinne dieser Bestimmung obsiegt oder unterliegt,
hangt davon ab, in welchem Ausmass ihre vor der zweiten Instanz gestellten
Antrage gutgeheissen werden (Urteil des Bundesgerichts 6B_1025/2014 vom 9.
Februar 2015 E. 2.4.1. mit Hinweisen; bestatigt in Urteil des Bundesgerichts
6B_10/2015 vom 24. Marz 2015 E. 4.2.1).

Die Beschuldigte ist mit ihren Antragen vollstandig unterlegen, weshalb ihr die
gesamten Kosten des Berufungsverfahrens von Fr. 5°000.00 aufzuerlegen sind.

Entschadigung der amtlichen Verteidigung im Berufungsverfahren

Der amtliche Verteidiger ist — unabhangig des Unterliegens oder Obsiegens der
Beschuldigten — praxisgemass mit Fr. 230.00 pro Stunde zu entschadigen (vgl.
Urteil der Berufungskammer CA.2025.40 vom 24. Juni 2026 E. 11.5.2).

Der von RA Del Fabro geltend gemachte Aufwand fir die Verteidigung von A.
von insgesamt Fr. 13’597.95 (inkl. MWST und Spesen) ist ausgewiesen und an-
gemessen (vgl. CAR pag. 5.200.051 ff.). Entsprechend ist RA Del Fabro fir die
amtliche Verteidigung der Beschuldigten im Berufungsverfahren mit
Fr. 13'597.95 durch den Bund zu entschadigen.

Gemass Art. 135 Abs. 4 StPO ist die Beschuldigte zur vollen Riickerstattung der
Kosten der amtlichen Verteidigung verpflichtet, sobald es ihre wirtschaftlichen
Verhaltnisse erlauben.
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Beschlagnahme und Einziehung

Mit Beschluss der Berufungskammer vom 21. Mai 2026 wurde der Mercedes[...],
Stammnummer 1, Kennzechen Nr. 2, zugelassen auf die Beschuldigte, mit Be-
schlag belegt.

Gemass Art. 268 Abs. 1 lit. aund b i.V.m. Art. 263 Abs. 1 lit. b StPO kann so viel
Vermdgen der beschuldigten Person beschlagnahmt werden, als voraussichtlich
zur Deckung der Verfahrenskosten nétig ist (sog. Kostendeckungsbeschlag-
nahme). Die Deckungsbeschlagnahme im Sinne von Art. 263 Abs. 1 lit. b und Art.
268 StPO kann sich auch auf rechtmassig erworbenes Vermdgen der beschul-
digten Person erstrecken. Art. 268 Abs. 2 und 3 StPO stellen gesetzliche Kon-
kretisierungen des Verhaltnismassigkeitsprinzips dar. Nicht anzutasten ist, was
die beschuldigte Person und ihre Familie fir einen angemessenen Unterhalt be-
noétigen. Verfahrenskosten, Geldstrafen, Bussen und weitere im Zusammenhang
mit einem Strafverfahren zu erbringende finanzielle Leistungen werden nach den
Bestimmungen des SchKG eingetrieben (Art. 442 Abs. 1 StPO). Die Strafbehor-
den kdnnen ihre Forderungen aus Verfahrenskosten mit Entschadigungsanspru-
chen der zahlungspflichtigen Partei aus dem gleichen Strafverfahren sowie mit
beschlagnahmten Vermdgenswerten verrechnen (Art. 442 Abs. 4 StPO; vgl.
auch Art. 267 Abs. 3 StPO). Eine solche Verrechnung der Verfahrenskosten mit
beschlagnahmten Vermdégenswerten ist indes nur zuldssig, wenn sie im Endent-
scheid ausdricklich vorgesehen ist (Urteil des Bundesgerichts 6B_1362/2020
vom 20. Juni 2022 E. 23.4.4). Beschlagnahmte Vermdgenswerte, welche sich
nicht direkt zur Deckung von Verfahrenskosten verwenden lassen, sind nach der
Rechtsprechung zunachst zu verwerten. Der Verwertungserlos kann anschlies-
send mit den Verfahrenskosten verrechnet werden (Urteile des Bundesgerichts
6B_140/2020 vom 3. Juni 2021 E. 5.3.1; 6B_142/2020 vom 27. Mai 2021 E.
2.3.1). Zulassig ist die Beschlagnahme zur Sicherstellung der Verfahrenskosten
(vgl. Art. 263 Abs. 1 lit. b und Art. 268 Abs. 1 lit. a StPO).

Gemass Selbstdeklaration in der Steuererklarung 2024 und Auskunft des Stras-
senverkehrsamts XX. gehoren der Beschuldigten zwei Fahrzeuge: ein Mercedes
[...], Baujahr [...], und ein Porsche [...], Baujahr [...], der im Jahr 2008 fur Fr.
6°000.00 gekauft worden sei. Ebenfalls nach dieser Steuererklarung schuldet die
Beschuldigte unter anderem OO., [...], W., Fr. 405'146.00 (CAR pag. 4.401.021
und 3.202.001 ff.). Anlasslich der Berufungsverhandlung vom 21. Mai 2026
reichte die Beschuldigte das Formular «Personliche und finanzielle Situation»
ein. Darin war unter anderem der besagte Mercedes als ihr Vermogensgegen-
stand aufgefihrt und angegeben, dass sie gegenlber «PP., QQ., FX, OO.» mehr
als Fr. 600'000.00 Schulden habe (CAR pag. 5.200.064 ff.). Auch gegenlber
dem EFD bestatigte die Beschuldigte am 23. August 2022, dass ihr das genannte
Fahrzeug gehoére (EFD pag. 050 0004 ff., insbesondere pag. 050 0006). In der
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Berufungsverhandlung gab die Beschuldigte an, der Porsche habe héchstens
noch einen Wert von Fr. 3'000.00, den Mercedes habe sie im Jahr [...] in
Deutschland gekauft. Er habe bereits 250°000 Kilometer zurlickgelegt. Er sei ihr
Liebling und sie hange sehr an ihm. Der Mercedes stehe in ihrer Garage. Sie sei
viel mit dem Porsche unterwegs. Der Mercedes sei sehr anféllig, da er alt sei.
Den fahre sie kaum. Nur manchmal, wenn die Sonne scheine, fahre sie ihn, da
er bewegt werden misse, aber selten. Normalerweise fahre sie mit dem Porsche
(CAR pag. 5.300.003, Zeilen 15 ff.). In derselben Einvernahme flhrte die Be-
schuldigte weiter aus, dass sie ihren Porsche beim Konkurs der B. fiir einen sym-
bolischen Betrag aus dieser herausgelost habe (CAR pag. 5.300.020, Zeilen 28
ff.). Weiter fuhrte sie aus, dass ihr Lebenspartner, OO., ihr fir die laufenden Kos-
ten ein zinsfreies Darlehen gewahre, das sich entsprechend ihren Ausgaben er-
hohe. Diesbezuglich sei vereinbart worden, dass sie es zurlickzahle, sobald sie
wieder zu Geld komme. Er kenne aber ihre Situation (CAR pag. 5.300.008 ff.,
Zeilen 8 ff.).

Im Rahmen des Parteivortrages in der Berufungsverhandlung vom 21. Mai 2026
liess die Beschuldigte ausfihren, dass sie das Fahrzeug (Mercedes) als Sicher-
heit fir das Darlehen ihrem Partner Uibereignet habe. Das wiederholte sie anlass-
lich ihres letzten Wortes in der Berufungsverhandlung (CAR pag. 5.200.013).

Fur die Eigentimerschaft der Beschuldigten am beschlagnahmten Mercedes
spricht zunachst, dass sie Halterin des Fahrzeugs ist. Sie gab das Fahrzeug in
ihrer Steuererklarung an und deklarierte auch gegenuber dem EFD und der Be-
rufungskammer, dass sich die beiden erwahnten Fahrzeuge in ihrem Vermoégen
befinden wirden. Schlussendlich bezeichnete die Beschuldigte das beschlag-
nahmte Fahrzeug als «ihren Liebling» und fihrte aus, dass sie sehr an diesem
hange. Die Beschuldigte selbst tatigte keine Aussagen, die darauf hindeuten wur-
den, dass ihr das Fahrzeug nicht gehére, und sie reichte der Berufungskammer
auch keine entsprechenden Belege ein (vgl. E. VII.3). Aufgrund dieser Angaben
der Beschuldigten ist sie als Eigentumerin des beschlagnahmten Mercedes zu
betrachten.

Weiter schilderte die Beschuldigte anlasslich der Berufungsverhandlung, dass
sie das «Darlehen» zuriickzahlen werde, sobald sie wieder Einklinfte erziele. |hr
Partner sei Uber ihre Situation informiert, namlich dass sie aktuell lediglich ein
bescheidenes Einkommen in Hohe von monatlich rund Fr. 1°500.00 erziele, das
aus vier Altersrenten bestehe. Zwar arbeite sie noch fir die E., die aber ihrem
Sohn gehdre (CAR pag. 5.300.004, Zeilen 16 ff.) und keine Einnahmen erziele
(CAR pag. 5.300.006, Zeilen 31 ff.). Zudem hat sie erdrtert, dass sie fur ihre Ta-
tigkeit bei der E. keine Gewinnbeteiligung mit ihrem Sohn vereinbart habe (CAR
pag. 5.300.008, Zeilen 2 ff.). Es muss daher bei gleichbleibenden Verhaltnissen
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davon ausgegangen werden, dass die Beschuldigte zu Lebzeiten durch Ver-
dienst nicht mehr zu Geld kommen wird. Dies hat die Beschuldigte anlasslich
ihres Parteivortrags selbst anerkannt (CAR pag. 5.200.048, N. 122). Nach dem
Dargelegten kann auch OO., dem die Situation der Beschuldigten nach ihren
Aussagen anlasslich der Berufungsverhandlung bekannt ist, nicht mehr mit der
Rickzahlung des «Darlehens» rechnen, welches er der Beschuldigten fur ihre
Lebenshaltungskosten fortlaufend gewahrt und sich laufend erhoht (vgl. E. VII.3).
Somit ist fraglich, ob das erwahnte Darlehen nicht als «simuliertes Darlehen» zu
betrachten (zum Steuerrecht: BGE 138 Il 57 E. 5.1.3) ware, bei dem von Anfang
an kein Rickerstattungswille im Sinne von Art. 312 ff. OR bestanden hatte. Es
ware namlich wirtschaftlich nicht nachvollziehbar, wenn die Beschuldigte zur Si-
cherung eines nicht rickzahlbaren «simulierten Darlehens» ihre Fahrzeuge hin-
gabe. Daruber hinaus bestlinde auch kein Anlass, ein nicht rickzahlbares Darle-
hen zu besichern, weshalb nicht ausgeschlossen werden kann, dass es sich bei
der von der Beschuldigten geltend gemachten Ubereignung der Fahrzeuge an
ihren Partner hdchstens um eine im Sinne von Art. 18 Abs. 1 OR simulierte Ver-
einbarung handelte. Gegen ein Darlehen wurde ferner sprechen, dass die Be-
schuldigte gemass ihren eigenen Aussagen an der Berufungsverhandlung mit
ihrem Partner, einem «Engel», zusammenlebt und dieser sie psychisch und fi-
nanziell unterstutzt (CAR pag. 5.300.002, Zeilen 15 ff.), weshalb eine Rickzah-
lungsintention des Darlehens wohl nicht vordergrindig ist.

Als Fazit kann festgehalten werden, dass fur das besicherte «simulierte Darle-
hen» keine Ruckzahlungspflicht besteht, weshalb es nach der Terminologie des
OR nicht mehr als Darlehen gilt. Vielmehr handelt es sich beim «Darlehen» um
eine unentgeltliche Zuwendung von OO. an die Beschuldigte. Eine unentgeltliche
Zuwendung ware, wie oben bereits ausgefihrt, nicht zu besichern. Zudem be-
zeichnete sich die Beschuldigte noch als Eigentimerin und verhalt sich auch als
solche, indem sie das Fahrzeug nach eigenen Aussagen allein benutzt.

Im Ergebnis ist die Beschlagnahme des Mercedes [...], Stammnummer 1, Kenn-
zechen Nr. 2, zugelassen auf die Beschuldigte, aufrechtzuerhalten. Das Fahr-
zeug ist zu verwerten und der Verwertungserl0s ist zur Deckung der der Beschul-
digten auferlegten Verfahrenskosten in den Verfahren SK.2024.54 und
CA.2025.27 zu verwenden.
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Die Berufungskammer erkennt:

2.1

Feststellung der Rechtskraft des erstinstanzlichen Urteils

Es wird festgestellt, dass das Urteil der Strafkammer des Bundesstrafgerichts
SK.2024.54 vom 29. August 2025 wie folgt in Rechtskraft erwachsen ist:

[..]

4, Rechtsanwalt Marco Del Fabro wird fiir die amtliche Verteidigung von A. durch die
Eidgenossenschaft mit Fr. 26°361.95 (inkl. MWST) entschadigt.

[...]
Neues Urteil

A. wird der unbefugten Entgegennahme von Publikumseinlagen im Sinne von
Art. 46 Abs. 1 lit. a BankG, begangen vom 21. Juni 2011 bis am 12. Dezember
2017, schuldig gesprochen.

A. wird mit einer Geldstrafe von 120 Tagessatzen zu je Fr. 30.00 bestraft. Der
Vollzug der Geldstrafe wird unter Ansetzung einer Probezeit von 2 Jahren aufge-
schoben.

A. werden die Verfahrenskosten der Verwaltung sowie die erstinstanzlichen Ge-
richtskosten von insgesamt Fr. 6'850.00 auferlegt.

A. hat der Eidgenossenschaft fur die Kosten der amtlichen Verteidigung im Un-
tersuchungsverfahren sowie erstinstanzlichen Gerichtsverfahren im Umfang von
Fr. 26°361.95 Ersatz zu leisten, sobald es ihre wirtschaftlichen Verhaltnisse er-
lauben.

A. wird keine Entschadigung oder Genugtuung ausgerichtet.

Kosten und Entschadigungen im Berufungsverfahren

Die Kosten des Berufungsverfahrens von Fr. 5°000.00 (Gerichtsgeblihr) werden
A. auferlegt.

Amtliche Verteidigung im Berufungsverfahren

Rechtsanwalt Marco Del Fabro wird fir die amtliche Verteidigung von A. im Be-
rufungsverfahren durch die Eidgenossenschaft mit Fr. 13°597.95 (inkl. MWST)
entschadigt.
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2.2 A. hat der Eidgenossenschaft fur die Entschadigung der amtlichen Verteidigung
im Berufungsverfahren in vollem Umfang Ersatz zu leisten, sobald es ihre wirt-
schaftlichen Verhaltnisse erlauben.

V. Beschlagnahme

1. Die Beschlagnahme des Mercedes [...], Stammnummer 1, Kennzechen Nr. 2,
zugelassen auf A., wird aufrechterhalten.

2. Das Fahrzeug gemass Ziff. IV.1 ist zu verwerten und der Verwertungserlés zur
Deckung der A. auferlegten Verfahrenskosten in den Verfahren SK.2024.54 und
CA.2025.27 zu verwenden.

Im Namen der Berufungskammer
des Bundesstrafgerichts

Die Vorsitzende Der Gerichtsschreiber

Brigitte Stump Wendt Luzius Kaufmann
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Zustellung in vollstandiger Ausfertigung an (Gerichtsurkunde):
- Bundesanwaltschaft

- Eidgendéssisches Finanzdepartement EFD

- Herrn Rechtsanwalt Marco Del Fabro

- Bundesstrafgericht, Strafkammer

Nach Eintritt der Rechtskraft mitzuteilen an:

- Eidgendéssisches Finanzdepartement (zum Vollzug)
- Eidgendéssische Finanzmarktaufsicht FINMA

- Amt fur Migration des Kantons XX.

- Strassenverkehrsamt XX. (Dispositiv Ziff. V)

Rechtsmittelbelehrung

Beschwerde an das Bundesgericht

Dieses Urteil kann innert 30 Tagen nach Erdffnung der vollstandigen Ausfertigung mit Beschwerde in Straf-
sachen beim Bundesgericht angefochten werden. Das Beschwerderecht und die ibrigen Zulassigkeitsvoraus-
setzungen sind in den Art. 78-81 und 90 ff. des Bundesgesetzes Giber das Bundesgericht vom 17. Juni 2005
(BGG) geregelt. Die begriindete Beschwerdeschrift ist beim Bundesgericht, 1000 Lausanne 14, einzureichen.
Die Fristeinhaltung bei Einreichung der Beschwerdeschrift in der Schweiz, im Ausland bzw. im Falle der elekt-
ronischen Einreichung ist in Art. 48 Abs. 1 und 2 BGG geregelt.

Versand: 29. September 2026
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	2.1 Nach einer Anzeige per Mail an die FINMA am 26. November 2018 (EFD pag. 030 8) sendete die FINMA am 6. Dezember 2018 den Gesellschaften der G. Gruppe (E., D., B. und EE. AG; nachfolgend: G. Gruppe oder G. Gesellschaften) jeweils den «Fragebogen zu...

	• Aktueller Handelsregisterauszug
	• Statuten
	• Kopie des Organigramms der Gruppe
	• Sämtliche allfällige Werbeunterlagen und Standardverträge (insbesondere auch allfällige Vermögensverwaltungsverträge)
	• Die Jahresrechnungen der beiden letzten abgeschlossenen Geschäftsjahre mit Revisorenberichten
	• Kopie der allfälligen Anschlussbestätigung der SRO
	• Kopie der Zusammenarbeitsverträge mit Versicherungsunternehmen
	• Kopie allfälliger Vereinbarungen zum Vertrieb von Anlagefonds, Beteiligungen an Investmentgesellschaften und/oder strukturierten Produkten
	• Kopie eines vollständigen Kundendossiers (inklusive abgeschlossene Verträge sowie Abrechnungen über allfällige für den Kunden getätigte Anlagen), wobei der Kundenname abgedeckt werden könne.
	2.2 Dabei wies die FINMA diese Gesellschaften darauf hin, dass die Ausübung einer regulierten Tätigkeit ohne Bewilligung strafbar sei. Weiter wies die FINMA die Adressaten des Fragebogens darauf hin, dass sie zur wahrheitsgemässen Beantwortung der Fra...
	2.3 Am 31. Januar 2019 reichte die Beschuldigte die den G. Gesellschaften von der FINMA zugesandten Fragebögen und eine Stellungnahme an diese ein (EFD pag. 010 13 ff.) und legte einen Handelsregisterauszug der jeweiligen [...] Gesellschaft, die Statu...
	2.4 In der Folge edierte die FINMA am 11. April 2019 bei der P. Bank die Kontounterlagen betreffend die B. und E.  (EFD pag. 030 355 f.). Am 18. April 2019 kam die P. Bank dieser Editionsanfrage nach (EFD pag. 030 357 ff.).
	2.5 Am 18. Juli 2019 wurde die Beschuldigte unter Bezugnahme auf den ersten Fragebogen von der FINMA aufgefordert, weitere Unterlagen einzureichen. Wiederum wurde die Beschuldigte darauf hingewiesen, dass sie zur wahrheitsgetreuen Auskunftserteilung u...
	2.6 Dieser Aufforderung kam die Beschuldigte am 2. September 2019 nach, beschrieb die Kapitalstruktur der G. Gruppe (EFD pag. 010 160 ff.) und reichte eine Liste ein, in der sie die 27 Investoren der D. grün markierte (EFD pag. 010 167). Zudem gab sie...
	2.7 Mit Schreiben vom 26. April 2022, nach Eingang der Strafanzeige beim EFD (vgl. Ziff. A.1), edierte das EFD gestützt auf die Erkenntnisse der FINMA diverse Unterlagen beim Strafgericht ZZ. (EFD pag. 030 0658 f.).

	3. Verwertbarkeit der von der Beschuldigten bei der FINMA eingereichten Fragebögen und Stellungnahmen
	3.1 In seinem Urteil 7B_45/2022 vom 21. Juli 2025 kommt das Bundesgericht zum Schluss, dass die von der FINMA zugesandten und bei dieser eingereichten Fragebögen aufgrund des nemo tenetur Grundsatzes gemäss Art. 113 Abs. 1 StPO und Art. 6 EMRK nur ver...
	3.2 Da die Beschuldigte im vorliegenden Fall im Rahmen des FINMA-Verfahrens nicht auf ihr Aussage- und Mitwirkungsverweigerungsrecht hingewiesen wurde, können die durch sie bei der FINMA eingereichten Fragebögen und Stellungnahmen (vgl. E. II.B.2) auf...

	4. Verwertbarkeit der von der Beschuldigten bei der FINMA eingereichten Dokumente
	4.1 Folge dessen stellt sich die Frage, wie mit den Dokumenten zu verfahren ist, welche die Beschuldigte auf Aufforderung der FINMA hin, zusammen mit den Fragebögen und Stellungnahmen ohne einen Hinweis auf ihr Mitwirkungsverweigerungsrecht eingereich...
	4.2 Im Urteil des EGMR Case of de Legé v. The Netherlands, Application No. 58342/15 vom 4. Oktober 2022, §§ 69 ff. erwägt der EGMR, dass die blosse Verpflichtung, Dokumente, die unabhängig vom Willen des Beschuldigten existierten, einer Behörde vorleg...
	4.2.1 Vorexitstierende Dokumente
	Sowohl die von der Beschuldigten bei der FINMA eingereichten Aktionärsliste als auch die zuvor erwähnten Beispielverträge (vgl. E. II.B.2 zur Umschreibung der rechtserheblichen Dokumente) existierten bereits vor dem Verfahren der FINMA.
	4.2.2 Vorliegen einer fishing expedition

	Es ist offenkundig und somit auch der FINMA bekannt, dass die G. Gesellschaften verpflichtet sind, ein Aktienbuch (Art. 686 OR) bzw. ein Verzeichnis über die wirtschaftlich berechtigten Personen zu führen (Art. 697l OR). Entsprechend ist es nicht zu b...
	Weiter kann der FINMA vorexistierende Kenntnis bezüglich der eingereichten Beispielverträge (vgl. E. II.B.2.6) attestiert werden. Denn aufgrund der Anzeige vom 26. November 2018 (EFD pag. 030 8) war klar, dass die B. bzw. D. mit Dritten solche Verträg...
	Bezüglich des erwähnten Vertrages mit der F. AG, welchen die Beschuldigte bei der FINMA einreichte (vgl. E. II.B.2.3) kann offenbleiben, ob es sich um eine fishing expedition seitens der FINMA handelte oder nicht. Derselbe Vertrag zwischen der D. und ...
	4.2.3 Die von der Beschuldigten bei der FINMA eingereichten Unterlagen betreffend die G. Gesellschaften (vgl. E. II.B.2) bleiben somit verwertbar.


	5. Verwertbarkeit der Akten des Strafgerichts ZZ. im Fall SG.2021.6
	5.1 Am 26. April 2022 edierte das EFD beim Strafgericht ZZ. bestimmte Akten des Verfahrens SG.2021.6, unter anderem gegen die Beschuldigte wegen Betrugs, ungetreuer Geschäftsbesorgung und Konkursdelikten (EFD pag. 030 0658 ff.). Es stellt sich die Fra...
	5.2 Ermöglichte ein Beweis, der nicht verwertet werden darf, die Erhebung eines weiteren Beweises, so ist dieser nur dann verwertbar, wenn er auch ohne die vorhergehende Beweiserhebung möglich gewesen wäre (Art. 141 Abs. 4 StPO). Eine Fernwirkung gemä...
	5.3 Im vorliegenden Fall ergab sich ein Hinweis auf das Strafverfahren im Kanton ZZ. aus einer Editionsverfügung der Staatsanwaltschaft ZZ. vom 29. August 2018, welche sich in den Akten der P. Bank befindet (EFD pag. 030 361 ff.). Es ist davon auszuge...

	C. Sachverhalt
	1. Anklagesachverhalt
	1.1 Investitionsverträge

	In der Strafverfügung vom 2. September 2024, welche gemäss Art. 73 Abs. 2 VStrR als Anklage gilt, führt das EFD aus, dass die B. und die D. bzw. die verantwortliche Beschuldigte vom 21. Juni 2011 bis zum 12. Dezember 2017 unbefugterweise Publikumseinl...
	1.2 Tätigkeit der F. AG

	Das EFD wirft der Beschuldigten bzw. der B. und D. u.a. vor, dass die D. die F. AG zur Suche nach Investoren eingesetzt habe. Hierzu habe die D. die zwischen der E. und der F. AG abgeschlossenen Vereinbarungen betreffend die Kapitalvermittlung übernom...
	2. Standpunkt der Parteien
	2.1 Die Beschuldigte machte zuletzt geltend, dass die F. AG mit der Investorensuche beauftragt und die maximale Investorenanzahl von zwanzig trotz fehlender schriftlicher Klausel durch eine (stille) Übereinkunft beider Firmen vereinbart gewesen sei (C...
	2.2 Das EFD beantragt die Bestätigung des Urteils der Strafkammer SK.2024.54 vom 29. August 2025. Es sieht es als erwiesen an, dass die G. Gesellschaften Publikumseinlagen (Put-Optionen der Beteiligungsverträge) gewerbsmässig (mehr als 20 Publikumsein...

	3. Beweiswürdigung
	3.1 Die Vorinstanz hat die relevanten Beweismittel, soweit verwertbar (vgl. E. II.B), korrekt dargestellt. Darauf ist im Wesentlichen zu verweisen (Urteil SK.2024.54, E. 5-8.4). Die entscheidrelevanten Beweismittel sind wie folgt zu würdigen:
	3.2 Die von der Beschuldigten bei der FINMA eingereichten Fragebögen bzw. Stellungnahmen gemäss E. II.B.2 sind mangels Verwertbarkeit (vgl. E. II.B.3) bei der Beweiswürdigung ausser Acht zu lassen.
	3.3 Beteiligungsverträge mit den Investoren (Beteiligungsvertrag)
	3.3.1 Die Beschuldigte reichte der FINMA am 2.September 2019 einen Beispielvertrag für die Beteiligung mittels Kapitaleinlage ein (EFD pag. 010 186 ff.; zur Verwertbarkeit dieses Dokumentes vgl. E. II.B.4). Dieser Vertrag zwischen der B., der D. und e...
	3.3.2 Des Weiteren reichte die Beschuldigte am 2. September 2019 der FINMA einen Beispielvertrag für eine Beteiligung mittels Darlehen ein (EFD pag. 010 178 ff.). Die Vertragsparteien dieses Vertrages sind die B., die D. und FF. (als Investorin). In d...

	3.4 Aussagen der Beschuldigten
	3.4.1 Die Beschuldigte wurde am 7. Juni 2018 in Gegenwart ihrer Verteidigung durch die Kantonspolizei ZZ. (durch die Staatsanwaltschaft ZZ. delegiert) als beschuldigte Person im ZZ. Strafverfahren Nr. 3 einvernommen (EFD pag. 030 1096 ff.). Sie führte...
	3.4.2 Anlässlich der erstinstanzlichen Hauptverhandlung vom 25. Februar 2025 schilderte die Beschuldigte, dass sie anerkenne, bestimmte Beteiligungsverträge abgeschlossen und Geld entgegengenommen zu haben, aber sie bestreite, dass es sich dabei um Pu...
	3.4.3 Anlässlich der Berufungsverhandlung vom 21. Mai 2026 bestritt die Beschuldigte zunächst die gegen sie erhobenen Vorwürfe (CAR pag. 5.300.010 ff., Zeilen 15 ff.). Sie sei falsch beraten worden und dann habe sie in gutem Glauben gehandelt (CAR pag...

	3.5 Beweise zur Anzahl Aktionäre der D.
	Weiter liegen eine Aktionärsliste der D. per 1. Mai 2014, die von C. unterzeichnet der S. Bank eingereicht wurde (EFD pag. 030 1220 f.; nachfolgend: Aktionärsliste 2014) sowie eine Aktionärsliste per Juni 2018, die C. am 26. Juni 2018 bei der Kantonsp...
	[…]
	3.6 Investitionsvolumen durch die einzelnen Investoren
	Gemäss der Buchhaltung der D. (EFD pag. 030 0877 ff.) wiesen deren Aktionäre zusammen jeweils per Ende Jahr die folgenden Guthaben [Fr.] aus:
	3.1 Vertrag mit der F. AG
	Gemäss einer von der Staatsanwaltschaft ZZ. sichergestellten Vereinbarung vom 1. Oktober 2010 (EFD pag. 030 1089 ff.) verpflichtete sich die F. AG, der E.  und später der D. Investoren zwecks direkter/indirekter Beteiligung zu vermitteln. Eine Beschrä...
	3.2 Weitere Beweise bezüglich des Verhältnisses zu RA Q.
	3.2.1 Zum Verhältnis der Beschuldigten bzw. der G. Gesellschaften zu RA Q. liegt eine E-Mailkorrespondenz aus dem Januar 2012 bei den Akten (EFD pag. 020 101 f.). Darin ist ersichtlich, wie die Beschuldigte am 15. Januar 2012 eine E-Mail an Rechtsanwa...
	3.2.2 Am 23. Mai 2012 schreibt RA Q. eine weitere E-Mail u.a. an die Beschuldigte und sendet ihr den überarbeiteten Vertrag als «Grundlage für die morgige Besprechung» zu. Dabei schlägt er Änderungen bezüglich der Optionen vor und weist darauf hin, da...
	3.2.3 Aus einer Unternehmenspräsentation der G. Gruppe vom 5. Dezember 2011 (EFD pag. 030 0990 ff.), die von der Staatsanwaltschaft ZZ. ediert wurde, geht hervor, dass die II., die Kanzlei von Rechtsanwalt Q., mit der Steuerberatung beauftragt war. Fü...
	3.2.4 R. beschrieb in seiner Eidesstattlichen Erklärung, dass die «Professionisten» die Beteiligungsverträge auf die bankenrechtliche Konformität geprüft hätten und diese nicht als problematisch eingestuft hätten (CAR pag. 4.200.029, Ziff. 5.3). Wer d...


	4. Gesamtwürdigung
	4.1 Abschluss und Inhalt der Beteiligungsverträge
	Zunächst ist erstellt, dass frühestens ab Oktober 2010 diverse Personen (zur genauen Anzahl siehe unten) bei der D. investiert waren. Die übrigen Gruppengesellschaften wiesen keine Beteiligungen von Dritt-Investoren auf. Bis auf eine Person (FF.) schl...
	4.2 Anzahl Investoren
	4.2.1 Die Beschuldigte spricht den Aktionärslisten 2014 und 2018 ihre Aussagekraft ab und macht sinngemäss geltend, nicht alle darauf befindlichen Personen hätten auch effektiv einen Beteiligungsvertrag abgeschlossen. Diese Listen seien keine Momentau...
	4.2.2 Zusammenarbeit mit der F. AG
	Aufgrund des Vertrages zwischen der D. und der F. AG (vgl. E. II.C.2.7) ist ferner erstellt, dass diese für die B. und D. Investoren akquirierte, welche die oben beschriebenen (vgl. E. II.C.4.2) Beteiligungsverträge mit der B. und D. abschlossen. Aus ...

	4.3 Weiter ist erstellt, dass die Beschuldigte bzw. die G. Gesellschaften oder deren Berater sich nicht bei der FINMA erkundigt haben, ob das gewählte Investitionsmodell rechtmässig sei.
	4.4 Es kann damit das Zwischenfazit gezogen werden, dass der angeklagte äussere Sachverhalt in allen wesentlichen Zügen erstellt ist.
	4.5 In Bezug auf das Verhältnis zu RA Q. sind die Aussagen der Beschuldigten selbst zu würdigen. Vor der Staatsanwaltschaft ZZ. führte sie aus, sie wisse nicht, von wem der Beteiligungsvertrag entworfen worden sei (vgl. E. II.C.2.4.1). Später im hiesi...

	1. Objektiver Tatbestand
	1.1 Gemäss Art. 46 Abs. 1 lit. a BankG wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe bestraft, wer vorsätzlich unbefugterweise Publikums- oder Spareinlagen entgegennimmt.
	1.2 Verantwortlichkeit
	1.2.1 Wird eine Widerhandlung beim Besorgen der Angelegenheiten einer juristischen Person, Kollektiv- oder Kommanditgesellschaft, Einzelfirma oder Personengesamtheit ohne Rechtspersönlichkeit oder sonst in Ausübung geschäftlicher oder dienstlicher Ver...
	1.2.2 Die Verteidigung anerkennt denn auch anlässlich der Berufungsverhandlung richtigerweise, dass die Beschuldigte im vorliegenden Fall Art. 6 Abs. 1 und 2 VStrR untersteht. Trotzdem macht die Verteidigung unter dem Titel «Verantwortlichkeit» und un...

	1.3 Gruppenbetrachtung
	1.3.1 Die Vorinstanz führt zu Recht aus, dass vorliegend insbesondere bezüglich der B. und der D. ein gruppenmässiges Vorgehen vorliegt, da diese unter einheitlicher Leitung standen und durch den Abschluss eines Beteiligungsvertrags, in dem sie beide ...
	1.3.2 Die Verteidigung bringt vor, dass die F. AG der G. Gruppe zugerechnet werden müsse, da C. sowohl Verwaltungsrat der G. Gesellschaften als auch der F. AG gewesen sei. Aufgrund dieser engen wirtschaftlichen und personellen Verflechtungen sei die F...
	1.3.3 Ein gruppenweises Vorgehen liegt nach der Rechtsprechung insbesondere dann vor, wenn die Beteiligten gegen aussen als Einheit auftreten oder aufgrund der Umstände (Verwischen der rechtlichen und buchhalterischen Grenzen zwischen den Beteiligten;...
	1.3.4 Den Ausführungen der Verteidigung ist nicht zu folgen. Das Auftreten der F. AG nach aussen war stets unabhängig von dem der G. Gesellschaften. So wurde den Investoren mittels Unternehmenspräsentation explizit mitgeteilt, dass die G. Gruppe (nebe...
	1.3.5 Auch wenn es bei der D. und der F. AG zu personellen Überschneidungen in den Personen von DD. und C. gekommen ist, kann keineswegs von einer einheitlichen Leitung die Rede sein. Allen G. Gesellschaften war gemeinsam, dass die Beschuldigte allein...
	1.3.6 Entsprechend kann das Fazit gezogen werden, dass die F. AG und die G. Gesellschaften lediglich Geschäftspartner waren, die eine Vereinbarung zur Investorensuche schlossen (vgl. EFD pag. 010 0046 ff.), aber zusammen keine Gruppe bildeten.

	1.4 Publikumseinlage
	Anlässlich ihres Parteivortrags bei der Berufungsverhandlung liess die Beschuldigte ausführen, die Beteiligungsverträge hätten von Anfang an eine Put-Option enthalten. Zum Ausgleich des Risikos, in ein Start-up zu investieren, hätte man den Aktionären...
	1.4.1 Das EFD führt zusammenfassend aus, dass die Investoren zwar Eigentum an den Aktien der D. erlangt hätten, die Rückkaufspflicht der B. jedoch im Vordergrund gestanden habe. Mit dem Abschluss eines Beteiligungsvertrags hätten die Investoren ein ri...
	1.4.2 Der Begriff der Publikumseinlage(n) wird im BankG nicht näher umschrieben. Art. 1 Abs. 2 BankG beschränkt sich lediglich darauf, festzuhalten, dass die Auflage von Anleihen vom Verbot der gewerbsmässigen Annahme von Publikums-einlagen ausgenomme...
	1.4.3 Dagegen gelten Gelder, die eine Gegenleistung aus einem Vertrag auf Übertragung des Eigentums oder aus einem Dienstleistungsvertrag darstellen oder als Sicherheitsleistung übertragen werden, nicht als Einlagen (Art. 5 Abs. 3 lit. a BankV). Die A...
	1.4.4 Im vorliegenden Fall vereinbarten die Parteien, dass die Investoren einen Kaufpreis für die Aktien der D. bezahlen und eine Kapitaleinlage in diese leisten. Diese Beträge können die Investoren zeitlich unbefristet mit einem Aufschlag über die Au...
	1.4.5 Durch die Put-Option bestand für die B. nach Ablauf einer Übergangsfrist die konstante Verpflichtung, den Investoren die Aktien zu einem fixen Preis zurückzukaufen. Die B. hatte keinerlei Einflussmöglichkeit auf die Ausübung der Put-Option. Alle...
	1.4.6 Als Nächstes stellt sich die Frage, ob die Ausnahme von Art. 5 Abs. 3 lit. a BankV greift, nach der keine Publikumseinlage vorliegt, wenn den entgegengenommenen Geldern eine Gegenleistung aus einem Vertrag über die Übertragung des Eigentums gege...
	1.4.7 Der Beteiligungsvertrag mit Put-Option (vgl. E. II.C.2.3) ist folglich konkret mit den Charakteristika einer Aktienbeteiligung sowie denjenigen eines Darlehens (Art. 312 ff. OR) zu vergleichen.
	1.4.7.1 Bei einer Aktienbeteiligung, bei der grundsätzlich das Verbot der Einlagerückgewähr gilt (Art. 680 Abs. 2 OR), entwickelt sich der Wert der Aktien dynamisch gemäss der Geschäftsentwicklung und -erwartung. Die Aktionäre haben demnach keinen Ans...
	1.4.7.2 Beim Beteiligungsvertrag ist durch die Put-Option dem Investor vertraglich zugesichert, dass er den investierten Betrag auf eigenes Verlangen zurückerhält. Das entspricht dem Wesen eines Darlehens, wo dem Darlehensnehmer zugesichert wird, dass...
	1.4.7.3 Als Zwischenfazit kann festgehalten werden, dass die Rechtsstellung der Investoren mit der von Darlehensgebern vergleichbar war. Sie beinhaltete nicht die mit Aktienbesitz sonst verbundenen Rechte, Pflichten und Risiken. Da die Investoren der ...

	1.4.8 Anlässlich der Berufungsverhandlung führte die Verteidigung aus, dass beide Parteien nicht mit der Ausübung der Put-Option gerechnet hätten, weshalb die Call-Option das prägende Vertragselement gewesen sei. Dies begründete die Verteidigung im We...
	1.4.9 Weiter behauptet die Verteidigung, die Investoren hätten die Aktien der D. frei handeln können und ein Vorkaufsrecht hätte nicht durchgesetzt werden können (vgl. CAR pag. 5.100.009, Ziff. 6). Dies ist unzutreffend, denn den Investoren wurde nie ...
	1.4.10 Nach dem Dargelegten stand beim Beteiligungsvertrag im Fokus, Geld von den Investoren auf eine steuerrechtlich vorteilhafte Art und Weise sowie in Auslassung der bankenrechtlichen Pflichten zu leihen und gleichzeitig den Investoren eine Rendite...

	1.5 Entgegennahme von Publikumseinlagen
	1.5.1 Gemäss konstanter Rechtsprechung des Bundesgerichts besteht die Entgegennahme von Publikumseinlagen darin, dass das Unternehmen Verpflichtungen gegenüber Dritten eingeht, d.h. selbst zum Rückzahlungsschuldner der entsprechenden Leistung wird (BG...
	1.5.2 Die B. ging die Verbindlichkeit gegenüber ihren Investoren durch den Abschluss und Vollzug der Beteiligungsverträge mit Put-Option ein. Die Publikumseinlagen wurden daher auch entgegengenommen. Die Entgegennahme endete mit dem Konkurs der B. am ...

	1.6 Gewerbsmässigkeit
	1.6.1 Gemäss Art. 6 Abs. 1 lit. a und b BankV handelt gewerbsmässig im Sinne des BankG, wer dauernd mehr als 20 Publikumseinlagen entgegennimmt; oder sich öffentlich zur Entgegennahme von Publikumseinlagen empfiehlt, selbst wenn in der Folge weniger a...
	1.6.2 Wie unter E. II.C.4.2 ausgeführt, nahmen die G. Gesellschaften über mehrere Jahre gleichzeitig mehr als 20 Publikumseinlagen (zur rechtlichen Qualifikation der eingegangenen Verbindlichkeiten vgl. E. III.1.4) entgegen, wobei nur in zwei Fällen e...
	1.6.3 Als öffentliche Empfehlung zur Entgegennahme von Publikumseinlagen im Sinne von Art. 6 Abs. 1 lit. b BankV gilt bereits, wenn eine Person einen professionellen Vermittler beizieht. Dabei ist unerheblich, ob sich der Vermittler nur an ihm bereits...
	1.6.4 Die B. und D. beauftragten mit der F. AG eine professionelle Vermittlerin, die eine Vielzahl, in jedem Fall mehr als 20, Investoren ansprach und so den G. Gesellschaften sämtliche Investoren vermittelte. Damit machte die D. bzw. B. öffentlich We...
	1.6.5 Ausnahmebestimmung von der Gewerbsmässigkeit gemäss Art. 6 Abs. 2 BankV
	1.6.5.1 Nicht gewerbsmässig im Sinne des BankG handelt, wer dauernd mehr als 20 Publikumseinlagen entgegennimmt oder sich öffentlich dafür empfiehlt, wenn er (a.) Publikumseinlagen von gesamthaft höchstens 1 Million Franken entgegennimmt; (b.) kein Zi...
	1.6.5.2 Wie unter E. III.1.4 gezeigt, nahm die Beschuldigte dauernd Publikumseinlagen von mehr als einer Million entgegen (Art. 6 Abs. 2 lit. a BankV). Zudem wurden die gemäss Art. 6 Abs. 2 lit. c BankV erforderlichen Informationen nicht an die Invest...


	1.7 Unbefugterweise
	1.7.1 Die B. und die D. verfügten über keine Bewilligung der FINMA oder waren sonst berechtigt, gewerbsmässig Publikumseinlagen entgegenzunehmen. Entsprechend handelte sie unbefugterweise.

	1.8 Damit kann festgehalten werden, dass der objektive Tatbestand von Art. 46 Abs. 1 lit. a BankG erfüllt ist.

	2. Subjektiver Tatbestand und Sachverhaltsirrtum
	2.1 Art. 46 Abs. 1 lit. a BankG verlangt ein vorsätzliches Handeln. Vorsätzlich begeht ein Verbrechen oder Vergehen, wer die Tat mit Wissen und Willen ausführt. Vorsätzlich handelt bereits, wer die Verwirklichung der Tat für möglich hält und in Kauf n...
	2.1.1 Irrtumsproblematiken
	2.1.1.1 Die Beschuldigte liess anlässlich ihres Parteivortrages in der Berufungsverhandlung ausführen, sie habe stets interne und externe Spezialisten, insbesondere RA Q., sowie die entsprechenden Revisionsstellen mit der Einhaltung der bankenrechtlic...
	2.1.1.2 Bei der Frage nach der Bewilligungspflicht handelt es sich um ein rechtlich geprägtes Tatbestandsmerkmal. Die irrige Vorstellung über das Tatbestandsmerkmal der Bewilligungspflicht gilt nach der Rechtsprechung daher als Sachverhaltsirrtum im S...
	2.1.1.3 Wird die Aussage der Beschuldigten so verstanden, dass sie sich über den Charakter der Put-Option als Publikumseinlage geirrt hätte, so hätte sie sich über die rechtliche Qualifikation der getätigten Investitionen als Publikumseinlage geirrt. ...


	2.2 Vorliegen eines Sachverhaltsirrtums
	Der geltend gemachte Sachverhaltsirrtum der Beschuldigten bezüglich der Entgegennahme von Publikumseinlagen (vgl. oben E. III.1.4) ist einerseits unter dem Aspekt des bewussten Nichtwissens und einer Parallelwertung in der Laiensphäre zu prüfen. Vorab...
	2.2.1 Bewusstes Nichtwissen der Beschuldigten
	2.2.1.1 Unzutreffende Vorstellungen über rechtlich geprägte Tatbestandsmerkmale führen indes nicht in jedem Fall zum Ausschluss des Vorsatzes. Wer sich bewusst für Nichtwissen entscheidet, kann sich nicht darauf berufen, er habe die Tatbestandsverwirk...
	2.2.1.2 Im vorliegenden Fall ist unbestritten, dass sich die Beschuldigte einer möglichen bankenrechtlichen Problematik bewusst war. Das ergibt sich aus ihren eigenen Aussagen (vgl. E. II.2.4.1 f., wo sie beschreibt, dass sie von der P. Bank auf die b...
	2.2.1.3 Soweit die Beschuldigte geltend macht, die Revisionsstellen T. und AA. hätten die bankenrechtliche Zulässigkeit des gewählten Investitionsmodells bestätigt, ist auf die Berichte der T. vom 30. Juni 2011 (EFD pag. 010, 172 ff.) sowie der AA. vo...

	2.2.2 Parallelwertung in der Laiensphäre
	2.2.2.1 Weiter ist beachtlich, dass das für den Vorsatz notwendige Wissen (vgl. Art. 18 Abs. 2 aStGB) nicht die juristisch exakte Erfassung des gesetzlichen Begriffs voraussetzt. Vielmehr genügt es, wenn der Täter den Tatbestand so verstanden hat, wie...
	2.2.2.2 Sofern die Beschuldigte irrigerweise davon ausgegangen sein sollte, dass es sich um einen Anwendungsfall von Art. 5 Abs. 3 lit. a BankV handelt – d.h. um Gelder, die eine Gegenleistung aus einem Vertrag über die Übertragung von Eigentum oder a...

	2.2.3 Selbst wenn zugunsten der Beschuldigten davon ausgegangen würde, dass RA Q. ihr die bankenrechtliche Konformität des gewählten Vorgehens bestätigt hatte, kann sie sich dennoch nicht auf einen Sachverhaltsirrtum über die bankenrechtliche Zulässig...

	2.3 In diesem Sinne kann festgehalten werden, dass die Beschuldigte keinem vorsatzausschliessenden Sachverhaltsirrtum erlegen ist. Da sich die Beschuldigte stets im Klaren über den Sachverhalt war und diesen auch wollte (vgl. E. III.2.1 f.), handelte ...

	3. Die Beschuldigte macht keine Rechtfertigungsgründe geltend und es sind auch keine solchen ersichtlich.
	4. Verbotsirrtum
	4.1 Soweit die Beschuldigte geltend macht, dass sie aufgrund der Rechtsauskunft durch RA Q. pauschal davon ausgegangen sei, dass das Verhalten rechtmässig sei, ist ein schuldausschliessender Verbotsirrtum nach Art. 21 StGB zu prüfen (vgl. E. III.2.1)....
	4.2 Gemäss Art. 21 Satz 1 StGB handelt nicht schuldhaft, wer bei Begehung der Tat nicht weiss und nicht wissen kann, dass er sich rechtswidrig verhält, er mithin irrtümlich und aus zureichenden Gründen annimmt, sein Tun sei erlaubt. Ein Verbotsirrtum ...
	4.3 Der Beschuldigten waren die Kriterien der unbefugten Entgegennahme von Publikumseinlagen bekannt, und sie war sich der bankenrechtlichen Problematik bewusst (vgl. E. II.C.2.4.2 f., wo sie angibt, die bankenrechtlichen Bestimmungen durchgelesen zu ...

	5. Zusammenfassend ist festzuhalten, dass sich die Beschuldigte der unbefugten Entgegennahme von Publikumseinlagen schuldig gemacht hat. Sie ist diesbezüglich schuldig zu sprechen.
	1. Das Gericht misst die Strafe nach dem Verschulden des Täters zu. Es berücksichtigt das Vorleben und die persönlichen Verhältnisse sowie die Wirkung der Strafe auf das Leben des Täters (Art. 47 Abs. 1 StGB). Das Verschulden wird nach der Schwere der...
	2. Für die Bemessung des Verschuldens (Art. 47 Abs. 1 Satz 1 StGB) sind zunächst sämtliche Tatkomponenten zu berücksichtigen. Die Bewertung des Verschuldens wird in Art. 47 Abs. 2 StGB dahingehend präzisiert, dass einerseits die objektiven Tatkomponen...
	3. Die Vorinstanz hielt eine gedankliche Einsatzstrafe von 150 Tagessätzen für schuldangemessen und reduzierte diese aufgrund der Nähe zum Verjährungseintritt um 30 Tagessätze. Letztlich verurteilte sie die Beschuldigte im Ergebnis zu einer auf zwei J...
	4. Unter Würdigung des objektiven und subjektiven Tatverschuldens hält die Beschuldigte anlässlich ihres Parteivortrages anlässlich der Berufungsverhandlung im Falle eines Schuldspruchs eine gedankliche Einsatzstrafe von 90 Tagessätzen für angemessen....
	5. Konkrete Strafzumessung
	5.1 Strafrahmen
	Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe wird bestraft, wer vorsätzlich unbefugterweise Publikums- oder Spareinlagen entgegennimmt (Art. 46 Abs. 1 lit. a BankG).
	5.2 Tatkomponenten
	5.2.1 Hinsichtlich des objektiven Tatverschuldens ist zu berücksichtigen, dass die Beschuldigte im Rahmen ihrer zurechenbaren Geschäftstätigkeit nachweislich erst Ende Juli 2012 die Schwelle von 20 Investoren überschritten hatte (vgl. E. II.C.4.1 ff.)...
	5.2.2 Die Beschuldigte handelte in subjektiver Hinsicht mindestens eventualvorsätzlich (vgl. E. III.2). Die Tat wäre ohne Weiteres vermeidbar gewesen, erfolgte aber nicht mit hoher krimineller Energie. Auch das subjektive Tatverschulden ist damit als ...
	5.2.3 Aufgrund des leichten Tatverschuldens der Beschuldigten ist für den vorliegend zu beurteilenden Verstoss gegen Art. 46 Abs. 1 lit. a BankG eine Einsatzstrafe von 150 Strafeinheiten angemessen.

	5.3 Bezüglich der Täterkomponenten ist folgendes festzuhalten: Die Beschuldigte. ist nicht vorbestraft. Die Beschuldigte zeigte sich während dem Strafverfahren zwar kooperativ, von einem Geständnis oder Reue kann aber nicht ausgegangen werden. So zeig...
	5.4 Vorliegend ist die Einsatzstrafe von 150 Strafeinheiten aufgrund des Zeitablaufs (Art. 48 lit. e StGB) um einen Fünftel, entsprechend 30 Tagessätzen, zu mindern (zur Unterscheidung von Strafminderung und -milderung vgl. BGE 116 IV 11). Entsprechen...
	5.5 Höhe des Tagessatzes
	Ausgehend von einem Jahreseinkommen (im Jahr 2024) bestehend aus vier Altersrenten von insgesamt Fr. 15’144.00 (CAR pag. 4.401.022) und unter Berücksichtigung eines Abzugs von 10 % für die Krankenkassenprämien (die Beschuldigte zahlt mangels steuerbar...
	5.6 Art und Vollzug der Strafe
	Bei einer Strafe von 120 Strafeinheiten ist für die bisher strafrechtlich unbescholtene Beschuldigte eine Geldstrafe auszusprechen (Art. 41 StGB). Der Vollzug der Geldstrafe ist unter Ansetzung der minimalen Probezeit von zwei Jahren aufzuschieben (Ar...

	Die Vorinstanz hatte der Beschuldigten Fr. 6’850.00 Verfahrenskosten, bestehend aus Verfahrenskosten der Verwaltung von Fr. 4’850.00 sowie Verfahrenskosten des erstinstanzlichen Gerichts von Fr. 2’000.00 auferlegt. Da die Beschuldigte erstinstanzlich ...

	1. Die Gerichtskosten für das Berufungsverfahren sind in Anwendung von Art. 73 Abs. 1 lit. a und b StBOG und Art. 3 lit. c StBOG; Art. 1, 5, 7 und 9 des Reglements des Bundesstrafgerichts über die Kosten, Gebühren und Entschädigungen in Bundesstrafver...
	2. Die Beschuldigte ist mit ihren Anträgen vollständig unterlegen, weshalb ihr die gesamten Kosten des Berufungsverfahrens von Fr. 5’000.00 aufzuerlegen sind.
	3. Entschädigung der amtlichen Verteidigung im Berufungsverfahren
	3.1 Der amtliche Verteidiger ist – unabhängig des Unterliegens oder Obsiegens der Beschuldigten – praxisgemäss mit Fr. 230.00 pro Stunde zu entschädigen (vgl. Urteil der Berufungskammer CA.2025.40 vom 24. Juni 2026 E. II.5.2).
	3.2 Der von RA Del Fabro geltend gemachte Aufwand für die Verteidigung von A. von insgesamt Fr. 13’597.95 (inkl. MWST und Spesen) ist ausgewiesen und angemessen (vgl. CAR pag. 5.200.051 ff.). Entsprechend ist RA Del Fabro für die amtliche Verteidigung...
	3.3 Gemäss Art. 135 Abs. 4 StPO ist die Beschuldigte zur vollen Rückerstattung der Kosten der amtlichen Verteidigung verpflichtet, sobald es ihre wirtschaftlichen Verhältnisse erlauben.

	4. Im Rahmen des Parteivortrages in der Berufungsverhandlung vom 21. Mai 2026 liess die Beschuldigte ausführen, dass sie das Fahrzeug (Mercedes) als Sicherheit für das Darlehen ihrem Partner übereignet habe. Das wiederholte sie anlässlich ihres letzte...
	5. Für die Eigentümerschaft der Beschuldigten am beschlagnahmten Mercedes spricht zunächst, dass sie Halterin des Fahrzeugs ist. Sie gab das Fahrzeug in ihrer Steuererklärung an und deklarierte auch gegenüber dem EFD und der Berufungskammer, dass sich...
	6. Weiter schilderte die Beschuldigte anlässlich der Berufungsverhandlung, dass sie das «Darlehen» zurückzahlen werde, sobald sie wieder Einkünfte erziele. Ihr Partner sei über ihre Situation informiert, nämlich dass sie aktuell lediglich ein bescheid...
	7. Als Fazit kann festgehalten werden, dass für das besicherte «simulierte Darlehen» keine Rückzahlungspflicht besteht, weshalb es nach der Terminologie des OR nicht mehr als Darlehen gilt. Vielmehr handelt es sich beim «Darlehen» um eine unentgeltlic...
	8. Im Ergebnis ist die Beschlagnahme des Mercedes […], Stammnummer 1, Kennzechen Nr. 2, zugelassen auf die Beschuldigte, aufrechtzuerhalten. Das Fahrzeug ist zu verwerten und der Verwertungserlös ist zur Deckung der der Beschuldigten auferlegten Verfa...

